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1Einleitung und Forschungsstand




„Die Energiewende ist ein Transformationsprojekt, das mehr ist als technologische und wirtschaftliche Innovation. Sie bedeutet einen grundlegenden Umbau, nicht nur in der Energieerzeugung, sondern auch in den Städten und im Verkehr, in der Industrie und in den Haushalten.“

www.bmwi.de – Energiepolitik

Die Ansprüche, die mit der „Energiewende1“ in Verbindung gebracht werden, sind hoch – auch von Seiten der Bundesregierung, wie das obige Zitat verdeutlicht. Dabei bleibt aber häufig unklar, was mit „Energiewende“ oder Transformation genau gemeint ist. Transformation ist ein vieldeutiger Begriff mit historisch vielfältiger Verwendung: Er wurde sowohl im Sinne des Übergangs zu einer Vernunft geleiteten Gesellschaftsgestaltung in den Debatten der Französischen Revolution verwendet als auch später zur Bezeichnung der Übergangsperiode zum sowjetischen Sozialismus. Polanyi („The Great Transformation“) verwendete ihn wiederum für den Übergang zur kapitalistischen Marktwirtschaft (Polanyi 1995). Aber auch in Zusammenhang mit Demokratisierungsprozessen autoritärer Regime, bspw. in Südeuropa und Lateinamerika taucht der Begriff auf. Aktuell ersetzt der Begriff der Transformation in den wissenschaftlichen Debatten sowie in der wissenschaftlichen Politikberatung zunehmend das Leitbild nachhaltiger Entwicklung (Brand 2017: 24) oder wird ergänzend zu diesem verwendet, um die Notwendigkeit struktureller Veränderungen hervorzuheben (Brand/Wissen 2017: 28ff.). Nachhaltigkeit wird dabei weiterhin als Ziel von Transformation benannt2 (vgl. z.B. WBGU 2011a; www.umweltbundesamt.de – Transformation; Umweltbundesamt 2018), bleibt aber über einen Verweis auf die Brundtland-Kommission hinaus meist ebenso unbestimmt wie der Transformationsbegriff selbst.3 Insbesondere in Folge des Hauptgutachtens des WBGU von 2011 „Welt im Wandel: Gesellschaftsvertrag für eine große Transformation“ gewann die Debatte um Transformation in Deutschland an Bedeutung (WBGU 2011b).

In Deutschland stellt die „Energiewende“ laut Müller (2012: 30f.) einen „wichtigen Kristallisationspunkt gesellschaftlicher Kämpfe“ dar, da sie historisch im Kontext sozialer Bewegungen wie einer starken Anti-Atomkraft- und Umweltbewegung seit den 70er Jahren entstand. Mit Veröffentlichung der vom Umweltbundesamt UBA finanzierten und vom Öko-Institut veröffentlichten Studie „Energie-Wende: Wachstum und Wohlstand ohne Erdöl und Uran“ (Krause u.a. 1980) fand der Begriff „Energiewende4“ in den 1980er Jahren Eingang in die gesellschaftlichen Debatten.5 Die „Energiewende“ gilt dabei als „Prüf- und Testfeld“ für oder gegen gesellschaftlichen Wandel, beziehungsweise Transformation (Reißig 2012: 20f.). Auch im WBGU Gutachten wird Energie als einem von drei zentralen Transformationsfeldern, „an denen die Politik zur Transformation ansetzen sollte“ ein herausragender Stellenwert beigemessen (WBGU 2011: 3). In Deutschland beträgt der Anteil der energiebedingten Treibhausgasemissionen an den Gesamtemissionen ca. 85% (Letzte Aktualisierung des UBA aus 2019 mit Daten aus 2017; www.umweltbundesamt.de – Treib-hausgasemissionen). Um das 2-Grad-Ziel noch zu erreichen, sei laut WBGU eine globale „Energiewende“ sowie eine Abkehr vom auf „fossilen Energieträgern basierenden Wirtschaftswachstum“ im Rahmen einer großen Transformation dringend erforderlich (WBGU 2011: 3). Der WBGU verdeutlicht an dieser Stelle den Zusammenhang zwischen dem industriellen Wirtschaftssystem und seinen ökologischen Auswirkungen und verweist auf die Tragweite des notwendigen Transformationsprozesses (Biesecker u.a. 2015: 5).

„Indem der Beirat diesen Zusammenhang herstellt, geht er über die bisherige Debatte zur Energiewende hinaus: Wird hier [gemeint ist in der bisherigen Debatte] die Umstellung der Energie- bzw. Stromversorgung noch auf technisch ökonomische Aspekte verkürzt diskutiert, so wird im Hauptgutachten [WBGU 2011b] mit Verweis auf die drei zentralen Transformationsfelder schon deutlich, dass eine Wende hin zur Nutzung ‚neuer Energien‘ in ‚alten (gesellschaftlichen) Verhältnissen‘ nicht gelingen wird […]“ (Amri-Henkel u.a. 2017: 13).

Doch finden solche Verständnisse von „Energiewende“ und Transformation auch Eingang in die Bundespolitik? Oder: Was genau ist politisch gemeint, wenn von „Energiewende“ als einem Transformationsprojekt die Rede ist? Welche politischen Ziele werden im Zusammenhang mit „Energiewende“ adressiert? Dies sind grundlegende Fragen der vorliegenden Arbeit.

Im Zentrum der politischen Problematisierung von „Energiewende“ scheinen zwei Anliegen zu stehen: Den Energieverbrauch zu senken und den Anteil erneuerbarer Energien zu erhöhen. Laut Umweltbundesamt ist der Endenergieverbrauch in Deutschland seit 1990 aufgrund von „Wirtschaftswachstum und Konsumsteigerungen“ allerdings trotz Effizienzsteigerungen kaum gesunken (www.umweltbundesamt.de – Energieverbrauch). Darüber hinaus ist die Debatte um die „Energiewende“ in Deutschland auf den Strombereich fixiert, obwohl de facto die Steigerung des Anteils der erneuerbaren Energien in anderen Energiebereichen deutlich niedriger ausfällt. Der Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch beträgt 2018 16,6%, am Stromverbrauch 37,8% (www.umweltbundesamt.de – erneuerbare Energien). Zum einen scheint sich das vielfach mit „Energiewende“ verbundene Versprechen der Möglichkeit einer Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch (vgl. z.B. Krause u.a. 1980: 23) also nicht einzulösen. Zum anderen bleibt in Anbetracht der Zahlen selbst die bloße technische Umstellung des Energiebereichs auf erneuerbare Energien offensichtlich weiterhin eine anspruchsvolle Herausforderung.

Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob und inwiefern sozial-ökologische Zusammenhänge von den politischen Akteur*innen adressiert werden. Im WBGU-Gutachten steht nach einer Analyse von Biesecker u.a. (2015) nicht das ‚sozial-ökologische Ganze‘ im Fokus. Vielmehr wird der „gesellschaftliche Umgang mit Energie“ hauptsächlich in Bezug auf „nachhaltigere[…] Konsumstrukturen, effizientere[…] Produktionsstrukturen und erneuerbare[…] Energieträger aufgegriffen“ (Biesecker u.a. 2015: 16), ohne eine sozial-ökologische und soziokulturelle Einbettung vorzunehmen. Biesecker u.a. (2015) kritisieren, dass dem Kapitalismus inhärente, sozial-ökologische Externalisierungsprozesse nicht identifiziert werden – dass Macht- und Herrschaftskritik ausbleiben. Dem folgend sind auch die darin präsentierten Lösungsansätze letztlich in weiten Teilen als eher technikorientiert zu bewerten (Biesecker u.a. 2015: 16f.). Trotz des politischen Beschlusses zur „Energiewende“ sind die Herausforderungen zur Umstellung der fossilen auf eine erneuerbare Energieversorgung nach wie vor also enorm – während sich gleichzeitig die Frage aufdrängt, ob eine mangelnde Thematisierung des sozial-ökologischen Zusammenhangs der „Energiewende“ der Bewältigung dieser Herausforderungen im Wege steht.

Zweifellos birgt eine „Energiewende“ transformative Potenziale, schon allein aufgrund ihrer historischen Initiierung als Bottom-up Prozess. Mautz (2017) arbeitet heraus, dass eine expandierende soziotechnische Nische nicht nur Kräfteverschiebungen im Energiesektor bewirken konnte, sondern, dass gleichzeitig ein gesellschaftlicher Umbruch stattfand, in dem die für die „Energiewende“ maßgeblichen Akteur*innen unter einer breiten bürgerschaftlichen Beteiligung zu einer neuartigen Basis des Energiesektors wurden (Mautz 2017: 196f.). Ein Ziel war für viele Akteur*innen dabei auch die Demokratisierung der Energieversorgung sowie eine sozial gerechtere Energieproduktion. Dies sollte u.a. durch Energie in Bürger*innenhand erreicht werden (Radtke 2018: 284). Thomas (2012) zeigt auf, wie die „Energiewende“ kommunalpolitische Handlungsspielräume (wieder) erweitern und dadurch zu einer Demokratisierung auf kommunaler Ebene beitragen kann. Die Beteiligung an der Energieproduktion und -versorgung als öffentlichem Gut oder damit zusammenhängende Rekommunalisierungen können „Aushandlungsmöglichkeiten über öffentliche Güter wieder in die Hände der Bürger legen“ und Beteiligung auf lokaler Ebene als wesentlichen „Ansatzpunkt für Lernprozesse“ ermöglichen (Thomas 2012: 5f).

In Bezug auf transformative Prozesse im Rahmen der „Energiewende“ sind darüber hinaus veränderte räumliche Strukturen zu nennen, u.a. durch eine mit der „Energiewende“ zusammenhängende Hybridisierung von Stadt und Land.6 Diese kann mit der Veränderung gesellschaftlicher Naturverhältnisse einhergehen, wie Hofmeister/Scurrell (2016) und Kanning u.a. (2016) herausarbeiten. Die zentralen Raumbeziehungen der fossilen Energiewirtschaft werden demnach vermehrt durch dezentrale, in der Fläche ausgedehnte und sichtbare Produktionsstrukturen ersetzt – neue „Energielandschaften“ entstehen. Zudem bestimmen im Zuge des Ausbaus erneuerbarer Energien zunehmend die Produktionszeiten natürlicher Systeme die Energieversorgung (bspw. über die Verfügbarkeit von Wind und Sonne) – gesellschaftliche Naturverhältnisse verändern sich hier also auch in zeitlicher Dimension. Dadurch ist eine postfossile Gesellschaft verstärkt gezwungen „sich der raum- und zeitlichen Kontextgebundenheit ihres Energiesystems […] – und mithin auch der bislang im Ökonomischen abgespaltenen Dimension der Naturproduktivität“ (Amri-Henkel u.a. 2017: 17) bewusst zu werden. Auch aus Geschlechterperspektive sind die mit der „Energiewende“ einhergehenden strukturellen Veränderungen interessant: So wird die geschlechtshierarchische Trennung zwischen öffentlich und privat zumindest irritiert, indem aus Konsument*innen Produzent*innen werden, wie der Begriff der Prosument*innen verdeutlicht.7

„Indem also andere materiell-physische Prozesse und neue technische Systeme auf gesellschaftliche Prozesse einwirken („Doing Nature“), verändern sich gesellschaftliche Natur- und Geschlechterverhältnisse („Doing Gender“)“ (Kanning u.a. 2016: 223).8

Die Transformation des Energiesystems birgt also zumindest das Potenzial, dass hierarchische Trennungsstrukturen an Bedeutung verlieren, dass das vormals Abgespaltene sichtbar wird. Doch wird die bundespolitische Gesetzgebung diesen Potenzialen gerecht oder steht sie ihnen eher entgegen?

Vor dem Hintergrund des sich hier abzeichnenden Problemfeldes führe ich im vorliegenden Kapitel in den Gegenstand meiner Arbeit sowie in die der Arbeit zugrunde liegenden Forschungsfragen (1.1) ein, nehme eine theoretische Verortung meiner Arbeit sowie damit zusammenhängend eine Positionierung vor (1.2) und präsentiere die Struktur der Arbeit (1.3). Der zugrunde liegende aktuelle Forschungsstand fließt dabei in alle Unterkapitel mit ein.

1.1GEGENSTAND UND FORSCHUNGSFRAGEN

In einer Befragung von 54 Expert*innen aus dem Bereich der Energiepolitik kommen Joas u.a. (2014, 2016) zu dem Schluss, dass die politischen Ziele der „Energiewende“ sowie ihre Rangordnung unklar seien. Während die Befragten überwiegend Klimaschutz priorisierten, werde in den politischen Debatten des Bundestags vor allem „das energiepolitische Zieldreieck aus Wirtschaftlichkeit [bzw. Bezahlbarkeit], Versorgungsicherheit und Umweltverträglichkeit“ hervorgehoben (Joas u.a. 2014: 7). Im Rahmen des Projektes „TraVo: Vorsorgendes Wirtschaften. Transformationen in Ökonomie und Politik“ wurde anhand von 7 Leitfaden gestützten Interviews9 mit Expert*innen, die Zugang zu parlamentarischen Entscheidungsprozessen haben, eine Sondierungsstudie durchgeführt (vgl. Amri-Henkel u.a. 2017). Diese kam zu dem Schluss, dass die interviewten Politikexpert*innen zwar alle von der Notwendigkeit einer gesellschaftlichen Transformation10 im Zusammenhang mit einer „Energiewende“ ausgingen, dies aber in den parlamentarischen politischen Entscheidungsprozessen nicht repräsentiert sahen. So seien sozial-ökologische Themenbereiche in den politischen Entscheidungsprozessen wenig präsent, während ein starker Fokus auf dem Strombereich sowie auf den Kosten erneuerbarer Energien liege – ein Fokus, der soziale Gerechtigkeit mitunter konterkariere. In aktuelleren politischen Entwicklungen, wie den Novellierungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes EEG 2014 und 2016/1711, mit denen das sogenannte Ausschreibungsdesign12 eingeführt wurde, sahen die Interviewten eine Gefahr für die Errungenschaften der „Energiewende“, unter denen vor allem Bürger*innenbeteiligung und Dezentralisierung als maßgeblich benannt wurden. Während die Politik in der Wahrnehmung der Befragten in den ersten Jahren der „Energiewende“, die sie bundespolitisch im Zeitraum der rot-grünen Bundesregierung verorteten, eine gestaltendere Rolle eingenommen habe, „werden politische Entscheidungen nun zunehmend auf den Markt verlagert“ (Amri-Henkel u.a. 2017: 14). Das politische Engagement der Befragten, d.h. ihre Einflussnahme auf parlamentarische Entscheidungsprozesse, konzentrierte sich in der Folge auf eine verfahrenspolitische13 Ebene, auf der versucht wurde, aktuelle parlamentarische Entscheidungsprozesse, bspw. im Kontext des EEG, zu modifizieren. Trotz ihrer Überzeugung von der Notwendigkeit einer grundsätzlicheren Transformation sahen sie demnach anscheinend keine Möglichkeit, entsprechende Wertvorstellungen einzubringen (ebenda).

„Wie kaum ein anderes Politikfeld war die deutsche Energiepolitik auch durch – teilweise sehr heftige – Konflikte geprägt“ (Reusswig u.a. 2017: 1) heißt es im Abschlussbericht des Projektes „Energiekonflikte“, eines von 33 Projekten im Rahmen des FONA-Forschungsprogramms „umwelt- und gesellschaftsverträgliche Transformation des Energiesystems“ (s.u.). Dies zeige sich u.a. in den wechselnden „Beschlusslagen zum sog. Atomausstieg auf Bundesebene seit 1998“, die eine Nachwirkung der vorausgegangenen gesellschaftlichen Konflikte um die Kernenergie seien (Reusswig u.a. 2017: 1). Ohlhorst u.a. (2014) kommen in einer Analyse der Governance-Strukur der „Energiewende“ im Mehrebenensystem zu dem Schluss, dass es „an einer eindeutigen Führungs- bzw. Koordinationsleistung des Bundes hinsichtlich der anvisierten Richtung der Systemtransformation“ fehle (ebenda: 96). „Im Wesentlichen sollen marktwirtschaftliche Instrumente die Systemintegration der Erneuerbaren vorantreiben“, während eine strategische Planung bspw. bezüglich einer Dezentralisierung nicht erkennbar sei (ebenda). Zahlreiche weitere Kritikpunkte an der politischen Umsetzung der „Energiewende“ lassen sich aus aktuellen Forschungsarbeiten ableiten: In einem 2014 zur Zukunft der deutschen „Energiewende“ veröffentlichten Artikel kritisiert ein Zusammenschluss von Forscher*innen der Helmholtz-Gemeinschaft eine reduktionistische Betrachtung der „Energiewende“ in der öffentlichen und politischen Debatte. So fokussiere diese auf den Strombereich, dabei insbesondere auf das EEG und die damit zusammenhängenden Kosten, obwohl eine langfristige systemische Perspektive politisch notwendig sei (Gawel u.a. 2014: 1): „This reductionism blocks our view both for the socioeconomic connections and for the real challenges to energy policy“ (ebenda: 2). Auch Biesecker/von Winterfeld (2016: 35) kritisieren, „dass die Energiewende meist in technologischer und kostenbasierter ökonomischer Perspektive betrachtet und auf diese reduziert wird“. Aus feministischer Perspektive hinterfragen sie, wie regenerativ die „Energiewende“ tatsächlich angelegt sei. Aus dieser Perspektive fordere das Prinzip der Nachhaltigkeit zum Sorgen auf. „Die Sorge um und für die Regenerationsfähigkeit der Lebensgrundlagen“ spiele jedoch außerhalb feministischer Arbeiten in der Debatte um „Energiewende“ kaum eine Rolle (ebenda). So werde „die soziale Dimension des Nachhaltigkeitsprinzips“ von den Vorsitzenden der Parteien CDU, CSU und SPD ausgeblendet (ebenda). Die aktive Beteiligung privater Akteur*innen an der „Energiewende“, z.B. als Stromproduzent*innen komme nicht in den Blick, stattdessen werden diese auf ihre Funktion als Marktakteur*innen (Kund*innen) reduziert oder als widerständige Bürger*innen als Hindernis für die „Energiewende“ konstituiert. Auch vorsorgende, intergenerationale Perspektiven kommen zu kurz (ebenda). Biesecker/von Winterfeld (2016: 36) fürchten, dass die „Energiewende“ in den bislang zum großen Teil unhinterfragten „sozialen, kulturellen, ökonomischen und politischen Traditionen und Strukturen“ stecken bleiben könne. Rosenkranz (2012) kritisiert, dass die schwarz-gelbe Bundesregierung (2009-2013) die „Energiewende“ durch einen Fokus auf die Kostendebatte sowie eine ungerechte Verteilung der Kosten absichtlich diskreditiert habe, um ihre wahlstrategischen Interessen durchzusetzen. So konnte sich die Bundesregierung als Initiatorin der „Energiewende“ präsentieren, während sie diese gleichzeitig entleere: „Sie führen die Energiewende im Munde und bremsen sie gleichzeitig aus“ (ebenda: 101). Gleichzeitig wird der Bundespolitik bei der „Energiewende“ aber eine herausragende Rolle zugeteilt. Eine sprachlich-semantische Untersuchung über die mediale Berichterstattung zur „Energiewende“ in 121 Millionen Artikeln von Tages- und Wochenzeitungen zwischen 1986 und 2011 von Dernbach (2015: 28ff.) kommt zu dem Schluss, dass „Energiewende“ in den Medien überwiegend als Aufgabe der Politik gesehen wird. Nicht nur die hier exemplarisch genannten Untersuchungen werfen die Frage auf, ob die energiepolitische Gesetzgebung in Deutschland bisher diesem Anspruch gerecht wird.

Aus den beschriebenen Konfliktfeldern lässt sich bereits ableiten, dass eine Bestimmung des Begriffs „Energiewende“ weder einheitlich noch eindeutig erfolgt, obwohl es sich um ein erklärtes Ziel gesetzgeberischer Prozesse handelt. Ähnlich verhält es sich mit dem Begriff der ‚Transformation‘, der – wie Czada/Radtke (2018: 70) zeigen – mit dem Begriff der ‚Wende‘ zwar nicht identisch ist, aber dennoch häufig im Konzept von „Energiewende“ enthalten zu sein scheint. Die Spezifität des Begriffes „Energiewende“ im Deutschen zeigt sich auch dadurch, dass es keine adäquate Übersetzung ins Englische gibt. Weder ‚energy transition‘ noch ‚energy transformation‘ sind bedeutungsidentisch, weshalb der Begriff „Energiewende“ häufig ins Englische übernommen wird. Angesichts der begrifflichen Unschärfe von „Energiewende“ in der politischen Auseinandersetzung werfen Czada/Radtke (2014) die Frage auf, „ob die ‚Energiewende‘ wirklich existiert oder […] nur eine magische Formel darstellt, eine gefallende Phrase, die mit hochgeschätzten aber weitgehend inhaltsleeren Handlungsorientierungen verbunden ist“ (ebenda: 46). Sie sehen politikwissenschaftlichen Forschungsbedarf nicht nur bezüglich von Diskurszusammenhängen und begrifflicher Schärfung, sondern auch bezüglich mit „Energiewende“ zusammenhängender politischer Praktiken14 (ebenda). An diesem Punkt knüpfe ich mit meiner Arbeit an und möchte zur Schließung dieser Lücke beitragen, wie ich im Folgenden näher ausführe.

Seit Veröffentlichung des WBGU-Gutachtens 2011 haben zahlreiche einzelne Arbeiten „Energiewende“ im Kontext von Transformation diskutiert (vgl. z.B. Amri-Henkel/Hofmeister 2018; Graf u.a. 2018 ;Müller 2012; Göllinger/Gaschnig 2016; Haas 2017; Neukirch 2018; Czada/Radtke 2018; Mautz 2017; Hanke/Best 2013; Exner u.a. 2016; Flämig/De Maiziére 2016; Schlacke/Kröger 2015). Zwischen 2013 und 2016 erforschten darüber hinaus 33 Projekte im Rahmen des FONA-Forschungsprogramms des Bundesministeriums für Bildung und Forschung BMBF eine „umwelt- und gesellschaftsverträgliche Transformation des Energiesystems“. Förderthemen waren Entwicklungsoptionen für das Energiesystem, Partizipation und Governance (www.transformation-des-energiesystems.de). Sowohl „Energiewende“ als auch Transformation bleiben allerdings auch in neueren Forschungsarbeiten häufig begrifflich unbestimmt, ebenso bezüglich der Beziehung zwischen beiden Begriffen. So wird meistens „Energiewende“ als Bestandteil von Transformation implizit vorausgesetzt (auch umgekehrt ist es oft der Fall) und die begriffliche Unschärfe von „Energiewende“ zum Teil reproduziert. Dadurch können die Verhältnisse, in die sowohl „Energiewende“ als auch Transformation begrifflich eingebunden sind, nicht in den Blick kommen. Nur wenige Arbeiten leisten eine systematischere Analyse von „Energiewende“ als Teil von Transformation und nehmen dabei ihre Zusammenhänge (z.B. gesellschaftliche Naturverhältnisse) in den Blick (vgl. z.B. Grasselt 2016; Haas 2017; Neukirch 2018; Sander 2016). Haas (2017) untersucht mit einer politisch-ökonomischen Policy-Analyse der „Energiewende“ zentrale Parameter im Vergleich zwischen Spanien und Deutschland sowie der EU und kommt dabei zu dem Schluss,

„dass stabile ökonomische Kontextbedingungen, eine aktive Einbindung der Zivilgesellschaft bei gleichzeitiger Delegitimierung des alten, fossil- nuklearen Energiesystems und eine vergleichsweise große Responsivität der Staatsapparate gegenüber gesellschaftlichen Forderungen einen energetischen Wandel begünstigen“ (ebenda: 287).

So weise die „Energiewende“ in Deutschland wichtige Aspekte einer Transformation auf (ebenda: 289). Unter Transformation versteht er eine grundlegende „Transformation der bestehenden gesellschaftlichen Naturverhältnisse“ und betrachtet sie als für die „Herstellung guter Lebensverhältnisse“ notwendig (ebenda: 301). Gleichzeitig stellt er aber fest, dass die Krisenbearbeitung auf europäischer Ebene dafür nicht ausreiche und eher in Richtung eines autoritären Neoliberalismus weise, in dem sich „Elemente eines grünen Kapitalismus“ sowie vereinzelt „Elemente eines Green New Deals und einer sozial-ökologischen Transformation“ zeigen (Haas 2017: 301). Neukirch (2018) untersucht „die Transformation des deutschen Energiesystems im Zeitraum 1974 – 2017 als einen Konflikt zweier Großkoalitionen“ (ebenda: 1). Er unterscheidet dabei zwischen Etablierten, die für das herkömmliche Energiesystem stehen und Herausforderern, die eine „Energiewende“ fordern. Neukirch (2018) nimmt eine akteurszentrierte Perspektive ein und sieht die „Energiewende“ als Ergebnis dieses Konflikts. Nach 2010 wandelte sich demnach die Koalition der „Etablierten“ und befürwortete nun die „Energiewende“, während Teile der Herausforderer sich ebenfalls mit etablierten Akteur*innen zusammenschlossen und eine „Green-Growth-Koalition“ bildeten. Die etablierte Koalition versuchte so alte Machtverhältnisse wiederherzustellen, was ihr zumindest teilweise auch gelang (ebenda: 25ff.).

Hendrik Sander (2016) stellt in seiner Dissertation die Frage, ob mit „Fukushima“ tatsächlich ein Umbau des Energiesystems eingeleitet wurde und ob dies im Kontext eines grünen Kapitalismus interpretiert werden kann. Er führt dazu eine historisch-materialistische Policy-Analyse der 17. Legislaturperiode durch und fokussiert dabei insbesondere die Rolle von Bundeskanzlerin Angela Merkel. Sander kommt zu dem Schluss, dass die „Energiewende“ nicht im Kontext eines grünen Kapitalismus gesehen werden kann, da ein Interesse an einer Ökologisierung der Energieversorgung bei zentralen Akteur*innen nicht bestehe. Stattdessen sei es nach „Fukushima“ zu einer Festigung von Herrschaftsverhältnissen einhergehend mit einer Stärkung der Macht der Regierung Merkel gekommen. Der Regierung Merkel sei es gelungen den „Energiewende“ Begriff gemäß der eigenen politischen Interessen zu besetzen und so die „Deutungshoheit und Kontrolle über die Entwicklungsrichtung der Naturaneignung im Energiebereich zu übernehmen“ (ebenda: 260).

Die genannten Arbeiten leisten einen umfangreichen Überblick über die Akteur*innen der deutschen Energiepolitik, ihre Interessen und ihr Wirken im Kontext von Wandel.15 Um einen tiefergehenden Einblick in das Verständnis bzw. die Vorstellungen von „Energiewende“ und die Bedeutung dieser Vorstellungen für gesellschaftlichen Wandel oder auch Transformation sowie in zeitliche Veränderungen zu erhalten, sind Diskursanalysen hilfreich. Diskurse werden dabei in der vorliegenden Arbeit im Anschluss an Foucault (1974) als wirklichkeitskonstituierend begriffen, d.h. ihnen wird für die Möglichkeit von Veränderung eine zentrale Bedeutung beigemessen.16 Hermwille (2016: 237ff.) untersucht am Beispiel von Energie-Narrativen17 nach „Fukushima“ im Vergleich zwischen Japan, Deutschland und Großbritannien, welche Rolle Narrative im Kontext von Wandel spielen können. Während in Großbritannien kein entsprechendes Narrativ erfolgreich gewesen sei, habe sich in Deutschland das Narrativ, dass Atomkraft eine unkontrollierbare Gefahr darstelle, durchgesetzt. Grasselt (2016) analysiert den energiepolitischen Diskurs der schwarz-gelben Bundesregierung zwischen 2009 und 2013 sowie Medienbeiträge, die deren Energiepolitik adressieren. Sein Ziel ist es, die Argumentationen, mit denen die Regierung auf den energiepolitischen Diskurs einwirkte, zu identifizieren (ebenda: 29). Er stellt fest, dass sich die Bundesregierung auf „vergangenheitsbedingte Weichenstellungen und Leitbilder in den beteiligten Politikpfaden“ berief, die Politikwandel verhinderten, da „andere Determinanten die Grundausrichtung des Handlungspfades prägen“ (ebenda: 428). Daher werden technologogische und ökonomische Lösungen mit „den damit verbundenen Rationalisierungen“ bevorzugt (ebenda). Lauber/Jacobsson (2016: 147ff.) untersuchen den Wandel des Diskurses um Kosten erneuerbarer Energien im Kontext des EEG und kommen zu dem Schluss, dass kurzfristige, reduktionistische Narrative in den letzten Jahren dominant wurden. Dadurch stehe die Last erneuerbarer Energien im Vordergrund, während externe Kosten konventioneller Energieversorgung ignoriert würden.

Was den Stand der Forschung betrifft, so ist festzustellen, dass die genannten Arbeiten auf einer Mischung aus inhalts- und diskursanalytischen18 Vorgehensweisen aufbauen und sich teilweise auf der Ebene von Sprach- und Kognitionsforschung verorten (Grasselt 2016: 43). Eine systematische Diskursanalyse des „Energiewende“-Diskurses im Kontext von Transformation steht vor dem Hintergrund poststrukturalistischer Diskurstheorie noch aus. Die poststrukturalistische Diskurstheorie zeichnet sich dadurch aus, dass sie auf das Herausarbeiten von wirklichkeits- und identitätskonstituierenden Trennungsstrukturen fokussiert.19 In diesem Sinne erweitere ich unter der Anwendung der Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe (2015)20 (vgl. Kapitel 2) das Forschungsspektrum im Bereich der Diskursanalysen zur „Energiewende“.

Im Rahmen der im Projekt „TraVo“ (s.o.) durchgeführten Expert*inneninterviews wurde deutlich, dass sich zahlreiche außerparlamentarische bundespolitische Akteur*innen in ihrer Arbeit zur „Energiewende“ maßgeblich daran orientieren, was im Bundestag jeweils aktuell auf der Agenda steht (Amri-Henkel u.a. 2017). Der parlamentarische Diskurs hat demnach großen Einfluss auf gesamtgesellschaftliche Sagbarkeitsräume. Schwab-Trapp (2001: 271ff.) bezeichnet die Mitglieder des Deutschen Bundestags als „diskursive Eliten“. Sie verfügen über das „symbolische Kapital“, das ihnen Gehör und Gewicht verschaffe (ebenda: 272). Sie können somit Diskurse beeinflussen und zur Veränderung oder Verfestigung kollektiv anerkannter Sichtweisen beitragen (ebenda). Dem parlamentarischen Diskurs kommt auch dadurch eine besondere Bedeutung zu, dass sich die daraus folgenden Entscheidungen in Form von Gesetzen materialisieren und so Veränderungen unmittelbar herbeigeführt werden. Van Dijk (1992: 201) bezeichnet parlamentarische Diskurse aufgrund ihrer besonderen Funktion zudem als „Schaufenster-Diskurse“, da es sich nicht um Debatten im eigentlichen Sinn handelt. Die Abläufe sind hochgradig formalisiert und Redebeiträge im Parlament werden in der Regel in erster Linie nicht zum Austausch von Argumenten, sondern für eine breite Öffentlichkeit gehalten. Sprache wird hier hochgradig strategisch eingesetzt. Nach Hombach (1991) gehe es um die Definitionsmacht von Begriffen und um das Aufwerten eigener Positionen im Gegensatz zur Abwertung anderer. Ziel sei die positive oder negative Besetzung von Begriffen in Verbindung mit eigenen politischen Inhalten sowie die eigenen Deutungen auch in eine breitere Öffentlichkeit auszustrahlen (Hombach 1991: 34ff.). Die Art und Weise wie im Bundestag „Begriffe besetzt21“ werden hat dabei unmittelbare Wirkung auf die praktische Politik und somit auf die Lebenswelt aller in Deutschland lebenden Menschen22 (Klein u.a. 1991: 44ff.). Aufgrund der dargelegten herausragenden Stellung der Bundestagsdebatten zur Energiepolitik, stellen diese den Gegenstand meiner Diskursanalyse dar.

Bereits Leipprand u.a. (2017) untersuchen die Entwicklung von energiepolitischen Diskursen und ihrer Story-Lines23 in deutschen Parlamentsdebatten zwischen 1980 und 2011 inhaltsanalytisch. Sie zeigen dabei wie sich der Diskurs gewandelt hat, wie er entradikalisiert wurde, sich in die vorherrschende ökonomische Logik einfügte und gerade deswegen so erfolgreich wurde (Leipprand u.a. 2017: 283ff.). Die Studie deutet darauf hin, dass der Begriff „Energiewende“ nach 2011 zwar Konsens im Parlament wurde, sich die „Stories24“ die unter diesem Begriff erzählt wurden, aber weiterhin unterschieden. Mitglieder von CDU/CSU/FDP schienen sich eher unwillig unter dem Begriff der „Energiewende“ zu versammeln, da dies nicht länger vermeidbar war. Leipprand u.a. (2017: 298ff.) verweisen hier auf weiteren Forschungsbedarf: Spiegelt der diskursive Wandel von CDU/CSU/FDP einen Wandel grundsätzlicher Wertvorstellungen im Bundestag wider? Adressieren neuere Story-Lines die Konflikte, die sich unter dem Begriff der „Energiewende“ im Parlament verbergen? Diese Fragen greife ich in meiner Arbeit mit dem Ziel auf, die Erkenntnisse der Studie diskursanalytisch zu ergänzen und zu vertiefen.

Ich möchte dadurch zur begrifflichen Schärfung von „Energiewende“ beitragen und dekonstruiere zunächst die Verwendung des Begriffs im Bundestag diskursanalytisch nach Laclau/Mouffe (2015). Im zweiten Schritt analysiere ich die Wirkweise bzw. die Ausrichtung der identifizierten politischen Praktiken, indem ich die generierten Erkenntnisse im Kontext von Transformation25 interpretiere. Mit dieser (expliziten) transformationstheoretischen Einordnung und Reflexion möchte ich eine zusätzliche Ergänzung des Forschungsstandes zur „Energiewende“ leisten. Ich fokussiere dabei auf die Plenardebatten im Zeitraum zwischen der 14. und 18. Legislaturperiode (bzw. 1998–2017)26 als Forschungsgegenstand. Den Beginn der rot-grünen Regierungszeit (1998) wähle ich als Startpunkt meiner Untersuchung, weil diese überwiegend mit dem Start der „Energiewende“ auf der policy-Ebene assoziiert wird (vgl. z.B. Morris/Jungjohann 2016: 197). Überwiegend werden dabei die Plenarprotokolle ausgewertet, die ich vereinzelt um andere Dokumente ergänze (vgl. Kapitel 4 Methodik), was ich dann für jeden Einzelfall begründe. Plenarprotokolle bieten sich für eine diskursanalytische Untersuchung an, da es sich um vollständige Transkriptionen von Plenarsitzungen handelt, die auch Zwischenrufe beinhalten. Sie stehen zudem öffentlich zur Verfügung (www.bundestag.de/services/opendata). Die computerbasierte Erforschung von Plenardebatten hat sich in den letzten Jahren erst entwickelt und befindet sich in einem permanenten Weiterentwicklungsprozess. Maschinell verarbeitbare Versionen von öffentlichen Dokumenten stehen erst seit kurzem zur Verfügung, was den Entwicklungsprozess der Dokumentenanalyse weiter beschleunigt. Der Vorteil einer computerbasierten Analyse liegt vor allem in einer dadurch möglichen Bearbeitung von großen Datenmengen (Blaette 2018). Die quantitative Erhebung, die ich im ersten Schritt methodisch verwende, dient der Sondierung der Datenlage und der Strukturierung des Forschungsgegenstandes in Form des parlamentarischen Diskurses. Meine Arbeit sehe ich daher auch als Beitrag zur methodischen Entwicklung und Fundierung einer computerbasierten Plenarforschung. Ich verwende den im Project for corpus-assisted political research PolMine erarbeiteten GermaParl-Korpus27 in der Version von 2017 (Blaette 2017). Die datenbasierte Vorstrukturierung des Forschungsgegenstandes dient der Präzisierung der anschließenden qualitativen Diskursanalyse (vgl. Kapitel 4 Methodik). Durch diese Methodenkombination trage ich zur methodischen Operationalisierbarkeit der Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe (2015) und somit zur Weiterentwicklung der politischen Diskursforschung bei.

Meine Forschungsfragen, die ich im Folgenden vor dem Hintergrund meiner theoretischen Verortung und Positionierung fundiere, lauten:

(1) Welche Bedeutung(en) hat „Energiewende“ im Bundestag im Zeitverlauf?

(2) Kann die „Energiewende“ – vor dem Hintergrund dieser Bedeutung(en) – als ein bundespolitisches Transformationsprojekt gewertet werden?

	1.2POSITIONIERUNG UND THEORETISCHE VERORTUNG

In der vorliegenden Arbeit positioniere ich mich innerhalb der Diskurse um „Energiewende“ und Transformation derart, dass ich von einer wechselseitigen Notwendigkeit ausgehe: Eine „Energiewende“ muss in eine umfassendere (noch zu definierende) Transformation eingebettet sein. Für eine solche Transformation wiederum ist eine „Energiewende“ notwendig. Dazu bedarf es einer aktiven politischen Gestaltung. Diese Positionierung bewerte ich als von der Kernaussage her anschlussfähig an das WBGU Gutachten (2011b). Allerdings liegt meiner Position ein anderes Transformations- und Politikverständnis zu Grunde, welches ich im Verlauf der Arbeit spezifiziere.28 Das WBGU Gutachten initiierte im deutschsprachigen Raum eine umfassende wissenschaftliche Debatte darüber, wie Transformation gestaltet sein kann (für eine Debatte dazu in der GAiA vgl. Bauriedl (2015); Biesecker/von Winterfeld (2013c); Brunnengräber (2014); Leggewie u.a. (2015); Unmüßig (2015)). Die wissenschaftlichen Beiträge beziehen sich dabei in unterschiedlicher Weise auf den Begriff der Nachhaltigkeit als Ziel von Transformation. Die Ansichten darüber, was genau Nachhaltigkeit bedeutet und damit zusammenhängend, wie tiefgreifend Transformation sein soll, was transformiert werden soll und was nicht, gehen erwartungsgemäß auseinander.

Es deutet sich an, dass sich die in Kapitel 1.1 beschriebenen reduktionistischen Betrachtungen von „Energiewende“ und Transformation nicht nur in der Politik, sondern auch in der Forschung widerspiegeln. Kanning u.a. (2016) kritisieren am Beispiel der „Energiewende“, dass der „Forschungs- und Politikfelder verbindende Blick“ auf die Krise gesellschaftlicher Naturverhältnisse (Becker u.a. 2011: 82ff.) im deutschsprachigen Raum, in dem technische und ökonomische Fragen im Fokus29 stehen, zu kurz komme (Kanning u.a. 2016: 216). Ebenso wird kritisiert, dass neben der gesellschaftlichen Dimension auch Geschlechterverhältnisse systematisch ausgeblendet werden. „[V]on seinen sozial-ökologischen Kontexten“ losgelöst erzeugtes Wissen fließe so „als vermeintlich universell gültiges Wissen in Politikkonzepte“ ein (ebenda). Die Autorinnen sehen Forschungspotenzial darin, die „Energiewende“ und den Klimawandel als Transformationsprozesse zu fassen, „in denen sich die gesellschaftlichen Naturverhältnisse wandeln“ (ebenda) und in denen über die untrennbare Verbindung von Natur und Geschlecht (Schultz u.a. 2006) auch Geschlechterverhältnisse zum Ausdruck kommen (Kanning u.a. 2016: 216). Forschungsansätze zur (deutschen) „Energiewende“, in denen Geschlechterperspektiven integriert sind, bleiben nach aktuellem Forschungsstand außerhalb einer ausführlicheren Konsumforschung (Kleinhückelkotten/Neitzke 2016; Räty/Carlsson-Kanyama 2009, 2010; Weller 2004, 2012, 2013; Weller u.a. 2016), die bspw. auf einen aufgrund von gesellschaftlicher Arbeitsteilung geschlechterdifferenzierten Energiekonsum verweist, nur vereinzelt auffindbar (vgl. z.B. Clancy/Roehr 2003; Fraune 2015; Kanning 2013; Weller u.a. 2016). Gut dokumentiert sind dagegen geschlechter-differenzierte Daten über Beschäftigungsverhältnisse in der Energiebranche (vgl. z.B. EIGE 2012; pwc 2014). Geschlechterforschung zu Energiefragen konzentriert sich bislang überwiegend auf den globalen Süden. Dabei wird der ungleiche Zugang zu Ressourcen in Verbindung mit patriarchalen Machtstrukturen, geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung, Armutsverhältnissen oder der erhöhten Vulnerabilität von Frauen bezüglich des Klimawandels behandelt (vgl. z.B. Amigo-Jorquera u.a. 2019; Brownhill/Turner 2009; Ding u.a. 2014; Hemmati/Röhr 2009; Köhlin u.a. 2011; Mahat 2011; Marshall u.a. 2017; Ogwumike/Ozughalu 2014; Ryan 2014; Sikka 2019; Wamukonya/Skutsch 2002). Ein weiterer Fokus der Genderforschung im Energiebereich liegt auch auf der Nutzung traditioneller Biomasse, ihrer Gesundheitsfolgen sowie der positiven Effekte von erneuerbaren Energien in diesem Zusammenhang (vgl. z.B. Burke/Dundas 2015; Dash u.a. 2018; Matinga u.a. 2019; Menghwani u.a. 2019, 2019). Umfangreiche Forschungen gibt es im Querschnittsbereich Gender und Klima – einen ausführlichen Überblick über den Forschungsstand geben Spitzner u.a. (2020).

Eine genderspezifische Forschungslücke bezüglich der deutschen „Energiewende“ macht auch Haas (2017: 297) aus, indem er auf die Notwendigkeit einer „intersektional oder geschlechtertheoretisch fundierten Analyse der energiepolitischen Wandlungsdynamiken“ verweist. Ziel einer solchen Analyse müsse es sein, zu identifizieren, wie sich „spezifische Dimensionen sozialer Ungleichheit“ im energiepolitischen Kontext abbilden oder im Rahmen der „Energiewende“ möglicherweise wandeln. Er hebt zudem die Notwendigkeit hervor, auch Dimensionen globaler Ungleichheit mit einzubeziehen, da eine postulierte Demokratisierung der Energieversorgung durch die „Energiewende“ deren Einbettung in globale Macht- und Herrschaftsverhältnisse ausblende (ebenda: 298).

Ähnlich wie Kanning u.a. (2016) kritisiert auch Wissen (2014), dass die für Macht und Herrschaft konstitutive Gestaltung gesellschaftlicher Naturverhältnisse in der bisherigen Transformationsforschung zu wenig Beachtung finde, und dass die Einsichten der Politischen Ökologie (vgl. z.B. Brand/Wissen 2011; Görg 2003; Becker 1999) verstärkt einfließen müssen (Wissen 2014: 50). Brand (2016: 25) plädiert dafür, Transformation verstärkt als analytischen Begriff zu verwenden, welcher auf die hierarchische Strukturierung von Gesellschaft verweise, „where social and power positions are constituted in line with social relations of class, gender and race and are inscribed in economic, political and cultural relations“. Die Vorstellung von Transformation müsse grundlegender gefasst werden als dies bisher der Fall sei. Denn sie sei „weniger ein Problem der richtigen ‚Governance‘ bzw. der Initiierung und Diffusion von technischen Innovationen“, sondern betreffe grundsätzliche gesellschaftliche Organisationsprinzipien und stelle vorherrschende „Modi der Naturaneignung“ sowie damit verbundene Macht- und Herrschaftsverhältnisse zur Disposition (Wissen 2014: 50). Eine solche Lücke wird nicht nur in der deut-schen, sondern auch in der englischsprachigen wissenschaftlichen Debatte ausgemacht (vgl. z.B. Rose/Cachelin 2018). Dabei ist zu beachten, dass der Begriff Transformation im Englischen von der Bedeutung her anders verwendet wird als im Deutschen und die wissenschaftliche Debatte sich im englischsprachigen Raum auf Transitionforschung fokussiert (Chappin/Ligtvoet 2014: 715). Seit einigen Jahren ist dabei auch von ‚sustainability transitions‘ die Rede (vgl. z.B. Markard u.a. 2012 sowie Loorbach u.a. 2017). Child/Breyer (2017) untersuchen die Verwendung der Begriffe in englischsprachigen wissenschaftlichen Publikationen und kommen zu dem Schluss, dass transition und transformation häufig synonym zur Bezeichnung vom Wandel sozio-technischer Systeme verwendet werden. Markard u.a. (2012) unterscheiden vier Rahmenkonzepte, die sich in den transition studies etabliert haben: „transition management […], strategic niche management […], the multilevel perspective on socio-technical transitions […], and technological innovation systems […]“ (ebenda: 955). Untersuchungen des Forschungsfelds zeigen, dass technische Aspekte, wie ‚grüne Innovationen‘ zwar mit gesellschaftlichen und auf der Ebene der Governance auch mit politischen Fragen verbunden werden (Markard u.a. 2012; Avelino u.a. 2016). Dabei geht es aber meist um eine Steuerung oder das Management von Transitionsprozessen innerhalb bestehender Verhältnisse, während die herrschaftliche Strukturierung bzw. Nicht-Nachhaltigkeit dieser Verhältnisse nicht im Fokus steht (vgl. z.B. von Winterfeld 2012). Kenis u.a. (2016: 568) arbeiten den post-politischen Charakter von transition management heraus: „To start with, transition management understands the relation transition initiatives adopt towards existing regimes not in political, but in market terms“. Einige Autor*innen haben die Kritik aufgenommen und fordern, Machtfragen mehr in den Blick zu nehmen (vgl. z.B. Geels 2014; Avelino u.a. 2016).

Gottschlich/Katz (2016) kritisieren, dass sich die Nachhaltigkeits- und Transformationsforschung zu selten als kritische Wissenschaft positioniere und sich zu selten gemäß der kritischen Theorie der Analyse von „Herrschaftsverhältnissen, Hierarchien und Ungleichheiten“ und somit deren Transformation widme (ebenda: 4). Dazu gehören auch die gesellschaftlichen Naturverhältnisse. Das „instrumentelle und damit krisenverursachende Naturverständnis“ werde zu selten hinterfragt, Natur bleibe zu häufig „‚das Andere‘ […] Ressource und Kapital“ (ebenda: 3).

Ich verorte mich vor diesem Hintergrund in der vorliegenden Arbeit mit meinem Nachhaltigkeits- und Transformationsverständnis unter anderem im Konzept der gesellschaftlichen Naturverhältnisse der Sozialen Ökologie (Becker/Jahn 2006). Dabei werden Natur und Gesellschaft als miteinander vermittelt begriffen, wofür „die Vorstellung eines unaufhebbaren Zusammenhangs von Natur und Gesellschaft, die Behauptung einer Differenz zwischen ihnen sowie die These der historischen Konstitution dieser Differenz“ (Jahn/Wehling 1998: 82) zentral sind. Sozial-ökologische Krisenphänomene sollen so – vor dem Hintergrund der Annahme komplexer Beziehungsmuster von Natur und Gesellschaft, sowohl in Bezug auf ihre Zusammenhänge als auch auf ihre Trennungen – wissenschaftlich bearbeit- und beschreibbar gemacht werden (ebenda: 80). Gemäß dem Konzept der gesellschaftlichen Naturverhältnisse nach Becker/Jahn (2006: 177) verwende ich den „sozial-ökologischen Blick“ als „theoretische Brille“, die ich als Teil der Perspektive des Vorsorgenden Wirtschaftens30, das ich später noch vorstellen werde, verstehe. Mithilfe dieser Brille können „gesellschaftliche Unterscheidungspraktiken, die eine Grenze zwischen dem Natürlichen und dem Gesellschaftlichen ziehen“, aufgedeckt werden „und wie mit den Relationen zwischen beiden umgegangen wird“ (ebenda). Die Soziale Ökologie geht also von einer konstitutiven Abhängigkeit von Gesellschaft und Natur und somit auch „von Gesellschafts- und Naturbegriffen“ aus (ebenda: 176). Görg (1999: 8f.) hebt hervor, dass moderne Gesellschaften das Soziale „mehr und mehr ‚naturfrei‘“ „als das ‚Andere‘ der Gesellschaft“ gedacht und „die Grundbegriffe der Soziologie unter immer stärkerer Abstraktion von den materiell-stofflichen Bedingungen ihrer Existenz definiert“ haben. Gleichzeitig wurde „die Definition von Natur und ihren Eigenschaften mehr und mehr den Naturwissenschaften überlassen, die aber wiederum immer stärker von einem praktisch-technischem Apriori geprägt sind“ (ebenda). Was unter Natur verstanden werde, wandle sich nicht nur historisch, es hänge „auch von den angenommenen Fähigkeiten von Gesellschaften zur Kontrolle der äußeren und inneren Natur“ ab (ebenda). „Naturbegriffe31 stehen in einem Wechselverhältnis zur Fähigkeit der Naturbeherrschung und ihrer Bewertung, ohne davon völlig determiniert zu werden“ (ebenda).

Vor dem Hintergrund des sozial-ökologischen Blicks wird deutlich, „dass Umweltprobleme keine Probleme der Umwelt sind – und die ökologische Krise keine Krise der Natur“, sondern dass es die Beziehungen zwischen Gesellschaft und Natur, die gesellschaftlichen Naturverhältnisse sind, die in die Krise geraten sind, die hier zu betrachten wären (Becker/Jahn 2006: 58).32 Lösungsversuche, die eindimensional sind und dies nicht in den Blick nehmen, werden als ungenügend bewertet und es wird kritisiert, dass sie lediglich Probleme von einem in den anderen Bereich verschieben (ebenda: 59). Ebenso wie es reduktionistisch sei gesellschaftliche Naturverhältnisse von der Naturseite her zu erfassen, gelte dies auch für eine Erfassung rein von der gesellschaftlichen Seite. Daraus leitet sich eine „doppelseitige Kritik“ ab: „Einerseits Kritik am Naturalismus und andererseits Kritik am Kulturalismus und Soziozentrismus“ (ebenda: 186f.). Der Begriff der Krise ist dabei für die sozial-ökologische Forschung zentral. Die ökologische Krise sei demnach nur als Verhältnis (Weltverhältnis) zwischen Mensch (als Individuum), Natur und Gesellschaft/Kultur begreifbar. Keines der Elemente bestehe für sich oder „ist unabhängig von den anderen denkbar“ (ebenda: 34). Wie dieses Verhältnis gedacht und bestimmt wird, hänge von kulturell und historisch spezifischen Werten und Normen ab (Weltverständnis) (ebenda: 34).33 Für die Forschung bedeutet dies: „Der sozial-ökologische Blick richtet sich auf hybride Krisenphänomene, in denen gesellschaftliche und natürliche Prozesse sich überlagern, interferieren und eine komplexe Krisendynamik entwickeln“ (ebenda: 169). Im Gegensatz zu eindimensionalen wissenschaftlichen Betrachtungen verändere sich durch die Krisenhypothese sowohl das Wissensobjekt, das erforscht wird, als auch der Zugang zu diesem (ebenda).

Feministische Forschungen arbeiten die Verwobenheit von gesellschaftlichen Natur- und Geschlechterverhältnissen seit den 80er Jahren (vgl. z.B. Scheich u.a. 1989) heraus, denn die Frage nach der Geschlechterdifferenz verweise immer schon auf das Verhältnis von Natur und Gesellschaft: „Im Ringen um eine Antwort darauf, was Frauen und Männer voneinander unterscheidet, ist der Bezug auf Natur und Körperlichkeit schon angelegt“ (Hofmeister u.a. 2013: 34). Die Frage nach den gesellschaftlichen Naturverhältnissen sei somit mit der Frage nach den Geschlechterverhältnissen verwoben und umgekehrt (ebenda).34 Die Natur-Kultur-Dichotomie wird in der Geschlechterforschung als zentrale, selbst geschlechtlich kodierte, „Ordnungskategorie hegemonial westlichen Denkens“ gesehen (Schultz u.a. 2006: 227).

„Sie ist mit einer aus der Evolutionsbiologie entnommenen Unterscheidung von ›männlich = aktiv‹ und ›weiblich = passiv‹ verbunden. Deren Übertragung auf moderne Entwicklungsvorstellungen führte letztlich zur Deutung einer als aktive Kulturgestaltung ausgelegten Männlichkeit (samt der als männlich codierten Personengruppen und Strukturen) in Abgrenzung zu einer als passive Naturzugehörigkeit definierten Weiblichkeit (samt der als weiblich codierten Personengruppen und Strukturen). Das Geschlechtliche, das mit dem Natürlichen und dem Weiblichen identifiziert wird, ist in diesem Muster idealtypisch immer als das Besondere im Verhältnis zum Allgemeinen der gattungsgeschichtlichen Entwicklung definiert“ (ebenda: 227f.).

Hofmeister u.a. (2013b) arbeiten vor diesem Hintergrund die Potenziale von Geschlechterperspektiven für die Nachhaltigkeitswissenschaft heraus. So sei „[d]as Interesse an der gesellschaftlichen Produktion und Reproduktion von ‚Geschlecht‘ […] prinzipiell verbunden mit dem Interesse, Herrschaftsverhältnisse, die diese Prozesse ermöglichen und zu deren Stabilisierung sie beitragen, in kritischer Absicht aufzudecken“ (ebenda: 45). Dabei stehe nicht die Konstruktion von Geschlecht im Mittelpunkt, „sondern die Frage, wozu sie dient“ (ebenda). Die Geschlechterforschung geht somit weit über einen schlichten Fokus auf die Kategorie Geschlecht hinaus. Die Erkenntnis, dass moderne Gesellschaften auf der Herstellung dualistischer Hierarchisierungen beruhen, ist für die Geschlechterforschung zentral (ebenda). Sie macht Dichotomisierungsprozesse sichtbar, zielt auf Herrschaftskritik sowie auf die Transformation von Herrschaftsverhältnissen „im Interesse des Abgespaltenen und Abgewerteten“ (ebenda).

Die feministische Perspektive ist dabei – neben ihrer positionierenden Funktion – in meiner Arbeit vor allem auch eine Erkenntnisperspektive. So gehe es laut Gottschlich/Katz (2016) in der feministischen Nachhaltigkeitsforschung um „die Identifikation und kritische Analyse jedweder Form von Ungleichheitsverhältnissen und ihren Wechselwirkungen“ (ebenda 13). Die Geschlechterforschung hole dabei die Relationalität in den Blick: „Die Wechselbezüge zwischen dem voneinander dualistisch Getrennten – Frauen und Männer, Natur und Kultur/ Gesellschaft, Privatheit und Öffentlichkeit – sind somit grundsätzlich eingelassen in ein Geflecht von Interessen an Herrschaft, an der Abwertung und Marginalisierung des einen Teils“ (Hofmeister u.a. 2013: 45). Die feministische Perspektive ist aber nicht nur für die Bearbeitung wissenschaftlicher Problemstellungen, sondern bereits für die Stellung des Problems selbst relevant. Denn die mit Weiblichkeit verbundenen Problemstellungen werden in westlichen Gesellschaften, vor dem Hintergrund einer Etikettierung von Weiblichkeit als Untergeordnetes, nachrangig betrachtet und für Lösungsmöglichkeiten häufig nicht berücksichtigt. Dies kann zur Verschärfung sozial-ökologischer Krisen führen, wenn Probleme vor diesem Hintergrund definiert werden (Schultz u.a. 2006: 230).

„Das Vorrangigstellen und Abwerten betreffen dabei die mit der Natur-Kultur-Differenz verbundenen und geschlechtsspezifisch symbolisierten Basisunterscheidungen moderner westlicher Gesellschaften: dass öffentliche und wirtschaftliche Belange und Personen wichtiger sind als private, dass Produktions- und Technikbelange Vorrang haben vor Reproduktionsbelangen, dass bezahlte Arbeit mehr wert ist als unbezahlte Arbeit etc.“ (ebenda).

Die Geschlechterkategorie hat insofern eine reflexive Funktion für die Hierarchisierung von Problemstellungen, die sich nicht auf den Einbezug von Frauen bei sozial-ökologischen Problemlagen beschränkt, sondern mit der generell der „Einbezug gesellschaftlicher Alltagsakteure und der Sphäre des Privaten zugeordneter gesellschaftlicher Teilbereiche“ geprüft werden kann (ebenda: 230). Die reflexive Funktion feministischer Wissenschaft bezieht sich aber nicht nur auf Problemstellung und Gegenstand. Die Reflexion des Forschungsgegenstandes setzt zudem „die Selbstreflexion der Forscher_in in Bezug auf das eigene Geschlecht und die eigene Rolle im Forschungsprozess voraus“ (Hofmeister u.a. 2013: 45). Gerade weil die Forschenden so die eigene normative Positionierung explizit machen, sich dem „situierten Wissen“ (Haraway 1988) bewusst sind, könne „ein Höchstmaß an Objektivität in Bezug auf die Ergebnisse der Forschung“ gewährleistet werden (Hofmeister u.a. 2013: 45).

Eine kritische Nachhaligkeits- und auch Transformationsforschung in diesem Sinne sei auf die Transformation gesellschaftlicher Natur- und Geschlechterverhältnisse gerichtet und explizit herrschaftskritisch (ebena: 46). Gottschlich/Katz (2016) zeigen in ihrem Artikel, dass eine auf diese Weise kritische Nachhaltigkeits- und Transformationsforschung weiterhin marginalisiert ist. Dies sei problematisch, da bestehende Ungleichheitsverhältnisse, Ungerechtigkeiten und nicht-nachhaltige Verhältnisse so nicht reflektiert werden und das daraus hervorgehende Wissen diese möglicherweise reproduziere (ebenda: 12). In der deutschen Transformationsforschung hat sich in den letzten Jahren – teilweise mit Bezug zur Postwachstums-/bzw. Degrowthbewegung – eine kritische Transformationsforschung35 herausgebildet (Acosta/Brand 2018; AK Postwachstum 2016; Bauriedl/Wichterich 2014; Binswanger 1998; Brand u.a. 2013b; Brand 2014; Brangsch u.a. 2012; Brie 2014a, 2015b, 2015d, 2015c; Brie u.a. 2016; Burkhart u.a. 2017; Candeias 2010, 2013; Dellheim/Krause 2008; Dörre u.a. 2019; Sutterlütti u.a. 2018). Arbeiten, die sich auf das Konzept gesellschaftlicher Naturverhältnisse beziehen und meist einen kapitalismuskritischen Standpunkt vertreten, sprechen dabei häufig von einer sozial-ökologischen Transformation als Lösung multipler Krisen36 (Brand 2017: 24f.). Leider kommen aber auch in der kritischen Transformationsforschung feministische Perspektiven bislang zu kurz, bzw. werden nur randständig behandelt (vgl. z.B. Klein 2014). Die Feminisms and Degrowth Alliance FADA setzt sich seit 2016 für die Integration feministischer Perspektiven in die Degrowth-Debatte ein. Saave-Haarnack u.a. (2019: 29) kritisieren: „feminist reasoning is still not an integral part of the degrowth pro-posal“.

Als Nachhaltigkeitswissenschaftlerin positioniere ich mich innerhalb einer kritischen, feministischen, sozial-ökologischen Transformationsforschung und möchte mit der vorliegenden Arbeit einen Beitrag dazu leisten, diese auch innerhalb der Transformationsforschung noch marginalisierte Perspektive weiter zu stärken. Eine feministische, sozial-ökologische Forschung ist darüber hinaus aus ihrem Selbstverständnis heraus inter- und transdisziplinär (Schultz u.a. 2006: 230; Jahn 2005; Hofmeister u.a. 2013: 40ff.; Becker/Jahn 2006: 287; Becker/Jahn 2000). Ich verorte mich dabei mit Jahn (2005: 37) im „Horizont transdisziplinärer Forschung“, da die vorliegende Arbeit nicht als transdisziplinärer Forschungsprozess im Sinne einer Integration von Praxisakteur*innen sowie einer gemeinsamen Generierung des Gegenstandes angelegt ist. Der praktische und gesellschaftliche Problembezug bleibt aber bestehen, ebenso wie die kognitive Integrationsanforderung, sowohl hinsichtlich der Interdisziplinarität als auch der Integration von Praxisbezügen sowie alltagspraktischem Wissen. Neben wissenschaftlichen werden auch gesellschaftliche Problemlösungen erarbeitet (vgl. ebenda: 34ff.). Die feministische Perspektive ist insofern auch eine inter- und transdisziplinäre Perspektive, als dass „unter geschlechtsspezifischen Aspekten die wechselseitigen Verbindungen zwischen Wissenschaft und Gesellschaft reflektiert“ werden (Schultz u.a. 2006: 230).

Innerhalb des Forschungsbereiches feministischer, sozial-ökologischer Transformationsforschung nehme ich eine weitere Positionierung vor, indem ich in meinem Transformationsverständnis wie bereits erwähnt an die Arbeiten des Vorsorgenden Wirtschaftens anknüpfe (vgl. Kapitel 3) und mit dieser Arbeit gleichzeitig auf spezifische Weise Teil des Diskurses um Vorsorgendes Wirtschaften37 bin. Das Vorsorgende Wirtschaften versteht sich als „kritischen Ansatz“, der die herrschaftliche Prägung gesellschaftlicher Natur- und Geschlechterverhältnisse zu einem Ausgangspunkt der eigenen Arbeit macht (Netzwerk Vorsorgendes Wirtschaften 2013: 10). Das Netzwerk Vorsorgendes Wirtschaften hat sich in der Folge einer oikos Konferenz im Jahr 1992 in St. Gallen gegründet, bei der sich eine Arbeitsgruppe von Frauen mit „Nachhaltigem Wirtschaften aus weiblicher Perspektive“ beschäftigte (www.vorsorgendeswirtschaften.de). 1994 wurden die ersten Arbeitsergebnisse in einem Sonderheft der Politischen Ökologie veröffentlicht (Busch-Lüty u.a. 1994). Es folgten weitere Publikationen des Netzwerks in den Jahren 2000 (Biesecker u.a. 2000) und 2013 (Netzwerk Vorsorgendes Wirtschaften 2013)38 sowie zahlreiche Arbeiten zum Vorsorgenden Wirtschaften von Einzelautorinnen. Zudem entstanden im Umfeld des Netzwerks Forschungsprojekte, wie das im Förderschwerpunkt der sozial-ökologischen Forschung SÖF des BMBF angesiedelte Projekt „Blockierter Wandel? Denk- und Handlungsräume für eine Nachhaltige Regionalentwicklung“ (2003-2006), bei dem aus feministischer Perspektive dichotome Muster und Hierarchisierungen sowie damit verbundene Blockaden für sozial-ökologische Transformationsprozesse analysiert wurden (Forschungsverbund „Blockierter Wandel?“ 2007). Zuletzt zielte das Forschungsprojekt „TraVo: Vorsorgendes Wirtschaften – Transformationen in Ökonomie und Politik“ auf die Verbindung der Debatten um „sozial-ökologische Transformationen“ und „Nachhaltigkeit und Genderperspektiven“ und damit auf eine Erhöhung des Stellenwerts feministischer Perspektiven in den Transformationsdebatten (Biesecker u.a. 2015, 2016; Amri-Henkel u.a. 2017). Die vorliegende Arbeit knüpft – wie bereits erläutert – an einige Ergebnisse aus diesem Projekt an.

Ein Anliegen dieser Arbeit ist es dabei zu zeigen, dass sich eine methodische Anwendung der Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe (2015) besonders für eine feministische, sozial-ökologische und kritische Transformationsforschung eignet. Zum einen, weil es sich um eine politische Theorie handelt, die eine Hegemonietheorie beinhaltet und die Herrschaftsverhältnissen eine zentrale Stellung zuweist39, indem sie zeigt wie die Konstitution von Identität parasitär auf dem Ausschluss des ‚Anderen‘ beruht. Zum anderen, weil ihr Diskursbegriff die Dichotomie zwischen sprachlich/geistig versus nicht-sprachlich/materiell subvertiert und so der doppelseitigen Kritik der Sozialen Ökologie Rechnung trägt, wie ich in Kapitel 2.3 ausführlich darlege. So kann dem „Dilemma zwischen Essentialismus und Konstruktivismus, zwischen Materialität einerseits und Diskursivität […] andererseits“, mit dem sich auch die Nachhaltigkeitswissenschaft konfrontiert sieht (Hofmeister u.a. 2013: 46), entgegengewirkt werden. Die Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe (2015) bewegt sich daher theoretisch innerhalb des „neuen Denkraums“ der Sozialen Ökologie, in dem sozial-ökologische Probleme in ihrem Zusammenhang betrachtet werden können (Becker/Jahn 2006: 187). Dies werde ich im Verlauf der Arbeit zeigen (vgl. Kapitel 2), immer wieder kritisch reflektieren und dadurch einen Beitrag zur Theorieentwicklung leisten.

Feministische Forschung hat aber nicht nur einen dekonstruktiven, sondern auch einen re-konstruktiven Anspruch, der darin beruht, dichotome Strukturen zugunsten nachhaltigerer Verhältnisse aufzubrechen (Hofmeister u.a. 2013: 46). Auch hier zeigen sich Anknüpfungspunkte an die Diskurstheorie, in der die Dekonstruktion als Voraussetzung für Emanzipation gilt (Critchley 1998: 205). Eine vollständige Emanzipation bleibt für Laclau/Mouffe (2015) zwar unmöglich, da Ausschlüsse für gesellschaftliche Beziehungen konstitutiv sind, wie ich in Kapitel 2 (Diskurstheorie) ausführe. Stattdessen eröffnet die Anerkennung der Nicht-Naturgegebenheit und somit des politischen Charakters von Identität aber den Weg für eine herrschaftsärmere Zukunftsgestaltung, in der Machtverhältnisse transformiert werden können und Gesellschaft demokratischer gestaltet werden kann – Emanzipation als politische Zielsetzung bleibt somit erhalten, ist jedoch ein offener Prozess (Laclau/Mouffe 2015: 24f.).40 Der politische Anspruch der Diskurstheorie zeigt sich somit nicht nur anschlussfähig für eine feministische Forschung, sondern auch für die kritische Transformationsforschung. Diese Anschlussfähigkeit41 nutze ich, um die analytische Verknüpfung der Diskurstheorie mit dem Vorsorgenden Wirtschaften (bzw. einem diskurstheoretischen Verständnis Vorsorgenden Wirtschaftens) sowohl theoretisch als auch methodisch zu wagen. Damit zusammenhängend spreche ich von einer kritisch-emanzipatorischen Perspektive Vorsorgenden Wirtschaftens. Die kritische Perspektive Vorsorgenden Wirtschaftens beschreibt seine dekonstruierende Funktion, die ich mit der in Kapitel 4.3 vorgestellten Analyseheuristik generiere. Gleichzeitig beinhaltet das Vorsorgende Wirtschaften stets auch eine emanzipatorische Perspektive, indem es die Dekonstruktion in den Kontext alternativer, herrschaftsärmerer Zukunftsgestaltungen stellt, bzw. deren Möglichkeit aufscheinen lässt. An einigen Stellen hat sich darüber hinaus im Laufe des Forschungsprozesses eine diskurstheoretische Diskussion sowie eine gegenstandsbezogene Weiterentwicklung des Vorsorgenden Wirtschaftens als notwendig erwiesen, besonders im Hinblick auf die analytische Funktion des Ansatzes. So war es notwendig, die Kriterien Vorsorgenden Wirtschaftens nach Biesecker/von Winterfeld (2015) zu konkretisieren und um postkoloniale Perspektiven zu erweitern, da sich diese im Forschungsprozess als besonders wichtig erwiesen (vgl. Kapitel 3.2.2). Gleichzeitig ergibt sich durch die Verknüpfung von Diskurstheorie und Vorsorgendem Wirtschaften auch eine normative Erweiterung der Diskurstheorie, die deren emanzipatorischen Anspruch konkretisiert, die politische Ökonomie42 in den Blick holt und somit einen Beitrag leistet, dem materiellen Anspruch des Diskursbegriffes nach Laclau/Mouffe (2015) gerecht zu werden.

1.3STRUKTUR DER ARBEIT

Im nachfolgenden Kapitel 2 erfolgt zunächst eine Einführung in die Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe (2015). Dabei wird auch deren gesellschaftspolitische Bedeutung sowie ihr Potenzial für eine feministische Forschung herausgearbeitet. Dies geschieht in Abgrenzung zu anderen diskurstheoretischen Ansätzen. Der Diskursbegriff nach Laclau/Mouffe (2015) wird eingeführt (2.3) und mit Grundbegriffen der Diskurstheorie in Beziehung gesetzt (2.4). Vor diesem Hintergrund wird die Laclau/ Mouffe’sche Diskurstheorie43 als politische und als Hegemonietheorie präsentiert (2.5). In Kapitel 3 erfolgt zunächst eine theoretische Verortung des Transformationsbegriffes im Sinne sozial-ökologischer Transformation (3.1), die sich innerhalb eines Spannungsfeldes zwischen Revolution und Reform abspielt (3.1.3). Außerdem erfolgt eine Auseinandersetzung mit den zeitlichen Perspektiven von Transformation in Abgrenzung zu Fortschritt (3.1.1). Darauf aufbauend wird anschließend in das Vorsorgende Wirtschaften als sozial-ökologisches Transformationskonzept (3.2) und in seine Handlungsprinzipien (3.2.1) eingeführt. Über die Handlungsprinzipien hinaus konkretisiere ich das Vorsorgende Wirtschaften im Hinblick auf die spätere Analyse anhand weiterer Kriterien (3.2.2). In Kapitel 4 gehe ich zunächst genauer auf die Analyse von Plenardebatten als Gegenstand meiner Arbeit ein (4.1). Darauf folgend operationalisiere ich die Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe (2015) anhand einer Kombination aus einem computerbasiertem Verfahren (4.2.1), einem kodierenden Verfahren (4.2.2) sowie der Klassifikation von dem Diskurs zugrunde liegenden Fantasien (4.2.3). Das Vorsorgende Wirtschaften operationalisiere ich anhand von Analyseheuristiken (4.3). Gegen Ende des Kapitels erfolgt eine kritische Reflexion des Forschungsansatzes, wobei ich auch auf die im vorherigen Unterkapitel beschriebene Positionierung und theoretische Verortung zurückkomme (4.4). Die Ergebnisse der Diskursanalyse nach Laclau/Mouffe (2015) präsentiere ich in Kapitel (5), wobei sich die Struktur des Kapitels an der Abfolge des methodischen Vorgehens orientiert. Die Ergebnisse der computerbasierten Analyse (5.1) unterziehe ich in Kapitel 5.1.3 einer ersten qualitativen Diskussion. Gegen Ende dieses Ergebniskapitels (5.4) erfolgt eine Reflektion der Ergebnisse des methodischen Dreischritts insgesamt. In Kapitel 6 wird das im Laufe der Diskursanalyse generierte Material qualitativ aus kritisch-emanzi-patorischer Perspektive Vorsorgenden Wirtschaftens analysiert, sodass im Fazit (7) alle Ergebnisse zusammengefügt und die Forschungsfragen beantwortet (7.1) werden können. Abschließend erfolgt eine Rückbindung an die Theorie (7.4) und es wird weiterer Forschungsbedarf aufgezeigt (7.3).








1In der vorliegenden Arbeit schreibe ich „Energiewende“ in Anführungszeichen, um zu verdeutlichen, dass ich nicht von einem bestimmten Verständnis oder einer Definition von „Energiewende“ ausgehe, sondern von „Energiewende“ als Diskurs spreche. Ich hebe dadurch die zentrale Bedeutung von „Energiewende“ für meine Arbeit hervor. Zudem verdeutliche ich das prozessorientierte Verständnis von „Energiewende“, das sich in ständigem Wandel befindet. Ebenso setze ich „Fukushima“ in Anführungszeichen, um die diskursiv konstituierte Symbolik des Ereignisses für den deutschen Diskurs um „Energiewende“ hervorzuheben. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verzichte ich bei den zahlreichen weiteren Begriffen, die vor dem Hintergrund der diskurstheoretischen Perspektive meiner Arbeit ebenfalls als diskursiv bestimmt verstanden werden, auf diese Hervorhebung. Bspw. sind in diesem Verständnis Natur, Nachhaltigkeit, Transformation erneuerbare Energien, Atomausstieg, Klimaschutz, Umwelt, Kultur, Entwicklung sowie zahlreiche weitere Begriffe ebenso diskursiv bestimmt. In ihrer Verwendung adressiere ich somit die jeweilige im Diskurs zugewiesene Bedeutung. Insofern ich diese Begriffe vor dem Hintergrund meiner eigenen wissenschaftlichen Positionierung verwende, geht dies aus dem Kontext hervor.

2„Unter Großer Transformation versteht der WBGU die weltweite Veränderung von Wirtschaft und Gesellschaft in Richtung Nachhaltigkeit“ (WBGU 2011a: 1).

3So definiert der WBGU nachhaltige Entwicklung wie folgt: „1987 von der Brundtland-Kommission [(World Commission on Environment and Development)] als Entwicklung definiert, die den Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten zukünftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen und ihren Lebensstil zu wählen. Heute existiert eine Vielzahl von Nachhaltigkeitsdefinitionen. Allen gemeinsam ist der Anspruch, dass ökonomische, soziale und umweltverträgliche Entwicklung gleichzeitig voran getrieben werden müssen“ (WBGU 2011b: 419). Gottschlich (2017: 22ff.) untersucht verschiedene Diskursstränge über Nachhaltigkeit und plädiert dafür, den Begriff der Nachhaltigkeit nicht aufzugeben, sondern ihn als diskursiven Begriff zu verwenden. Diesem Verständnis von Nachhaltigkeit als Diskurs schließe ich mich hier an und bewege mich auf Grundlage der in der vorliegenden Arbeit vorgenommenen Positionierung auf spezifische Weise innerhalb dieses Diskurses.

4Krause u.a. (1980: 23ff.) verbanden mit „Energiewende“ zunächst überwiegend Forderungen nach einer technischen Umstellung der Energieversorgung sowie einer Reduktion des Energieverbrauchs, u.a. durch „bessere Energienutzung“. Sie verbanden diese Forderungen aber auch mit einer Infragestellung bedingungslosen materiellen Wachstums und vertraten die These der Möglichkeit einer Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch.

5Laut einer Untersuchung von Dernbach (2015) zeigen sich die ersten Treffer für „Energiewende“ in der COSMAS-Datenbank des Instituts für Deutsche Sprache IDS, eine „der umfangreichsten Textdatenbanken“ für die deutsche Sprache, in der bspw. Zeitungs-, Fach-, und Sachartikel sowie Literatur gesammelt werden, im Jahr 1986 (Dernbach 2015: 27).

6Hofmeister/Scurrel (2016: 188) beschreiben dies u.a. folgendermaßen: „Diese Transformation der Raummuster in eine StadtLandschaft wird in den letzten zehn Jahren durch die sogenannte Energiewende forciert: Dabei gehen wesentliche Impulse von den ‚ländlichen‘ Gebieten in der Region aus, die durch neue innerstädtische Flächennutzungen, mit denen ‚Natur‘ in die Städte hineingeholt wird, flankiert werden“. „Ländliche und städtische Räume werden als ein Kontinuum mit verschiedenen Schwerpunkten sichtbar“ (ebenda: 195).

7Auf den theoretischen Hintergrund gesellschaftlicher Natur- und Geschlechterverhältnisse wird im Verlauf der Einleitung noch eingegangen.

8Ob dabei allerdings neue Geschlechterhierarchien entstehen bleibt gemäß den Autorinnen zunächst noch offen.

9Die Interviews wurden zwischen Ende 2015 und Anfang 2016 durchgeführt. Interviewt wurden Vertreter*innen aus einer Gewerkschaft, einem Umweltverband, einem Sachverständigenrat, einem Forschungsinstitut, einem industriellen Interessensverband, einem großen Energiekonzern sowie ein*e Politiker*in aus dem Bundestag.

10Dabei unterschied sich das Verständnis von Transformation zwischen den Interviewten. Unterschiede lagen bspw. in der Ablehnung oder Befürwortung von Wirtschaftswachstum oder der kapitalistischen Wirtschaftsweise insgesamt.

11Das EEG 2017 (www.bmwi.de – EEG 2017) wurde im Bundestag zunächst unter der Bezeichnung EEG 2016 diskutiert (www.bmwi.de – EEG 2016). Im Juli 2016 wurde es in EEG 2017 umbenannt. Um Verwechslungen zu vermeiden, wähle ich im Folgenden die Bezeichnung EEG 2016/2017.

12Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie BMWi schreibt 2016 zum Ausschreibungsmodell: „Mit dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 2014 (EEG 2014) haben wir bereits grundlegende Weichenstellungen vorgenommen, um die Erneuerbaren planbar und verlässlich ausbauen und sie fit für den Markt zu machen. Das EEG 2017 läutet nun die nächste Phase ein – und die ist ein Paradigmenwechsel: Die Vergütungshöhe des erneuerbaren Stroms wird ab 2017 nicht wie bisher staatlich festgelegt, sondern durch Ausschreibungen am Markt ermittelt werden. Denn die erneuerbaren Energien sind erwachsen geworden – und fit genug, sich dem Wettbewerb zu stellen“ (www.bmwi.de – EEG 2017; wettbewerbliche Vergütung).

13Als verfahrenspolitisch werden im Folgenden politische Praktiken bezeichnet, die nicht auf einer Paradigmenebene zu verorten sind, sondern auf das Funktionieren, das Optimieren und die Verwaltung politischer Praktiken gerichtet sind, also bestehende Verhältnisse nicht grundsätzlich in Frage stellen.

14Als politische Praktiken bezeichne ich in der vorliegenden Arbeit – vor dem Hintergrund meiner in Kapitel 2 (Diskurstheorie) erläuterten diskurstheoretischen Perspektive – Praktiken, die sich aus dem politischen Diskurs ergeben und gleichzeitig Teil von ihm sind. In ihnen materialisiert sich der politische Diskurs, bspw. in Form von Gesetzen, Beschlüssen oder Handlungsweisen politischer Akteur*innen.

15Wenn in diesem Kapitel von Wandel gesprochen wird, so meint dies gesellschaftliche Veränderungen, die nicht unbedingt politisch gesteuert sind oder mit tiefgreifenderen strukturellen Veränderungen einher gehen. Wandel kann zum Beispiel durch Bewusstseinsveränderungen, bzw. Veränderungen von Ansichten oder Lebensstilen initiiert werden. Ähnlich der Begriffe „Energiewende“ und Transformation bleibt in der Transformationsforschung auch Wandel ein überwiegend vages Konzept, das häufig begrifflich gar nicht bestimmt wird.

16Eine genauere Definition des der Arbeit zu Grunde liegenden Diskursbegriffes erfolgt in Kapitel 2.3.

17Hermwille (2016: 238) definiert Narrative im Anschluss an Roe (1994) als „simple sto-ries that describe a problem, lay out its consequences and suggest (simple) solutions“. In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff Narrativ synonym mit ‚sinnstiftender Erzählung‘ verwendet (vgl. auch www.duden.de).

18Für eine Erläuterung des widersprüchlichen Verhältnisses poststrukturalistischer Diskurstheorie zur Inhaltsanalyse vgl. Kapitel 2 (Diskurstheorie).

19Weber (2018) analysiert vor dem Hintergrund der Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe (2015) Konflikte um Landschaft im Kontext der „Energiewende“, dabei liegt der Fokus allerdings auf der Konstitution von Landschaft. Bedall (2014) analysiert Klimadiskurse mit Hilfe der Laclau/Mouffe‘schen Diskurstheorie.

20Ich beziehe mich dabei auf die 5. Auflage der deutschen Übersetzung des 1985 im Englischen erschienen Werkes ‚Hegemony and Socialist Strategy‘.

21Dass die Politiker*innen des Bundestags natürlich selbst nicht außerhalb des Diskurses stehen, sondern Teil von ihm sind, wird später noch ausgeführt (vgl. Kapitel 2 Diskurstheorie).

22Klein u.a. (1991: 44ff.) verdeutlichen dies bspw. anhand der Begriffe ‚Soziale Marktwirtschaft‘, ‚Chancengleichheit‘, ‚Gerechtigkeit‘, ‚Anschluss‘/‘Beitritt‘ (der DDR zur Bundesrepublik), etc.

23Ebenso wie in der vorliegenden Arbeit definieren Leipprand u.a. (2017) den Begriff der ‚Story-Line‘ im Anschluss an Hajer (2004) als zusammenfassende, komplexitätsreduzierende Erzählung (vgl. dazu das Rahmenpapier der Dissertation von Leipprand, im Rahmen derer die Studie eingeordnet wird, Leipprand 2017: 4). Auf den Begriff der ‚Story-Line‘ wird in Kapitel 4.2.2 noch genauer eingegangen.

24Der Begriff der ‚Story‘ wird dabei synonym zu ‚Narrativ‘ verwendet (Leipprand 2017: 4).

25Dabei orientiere ich mich an der Perspektive des Vorsorgenden Wirtschaftens, die ich in Kapitel 3 darlege.

26In einem ersten quantitativen Schritt ziehe ich zudem die Jahre 1996–1998 zur Kontextualisierung hinzu, wie ich in Kapitel 4 (Methodik) begründe.

27Als Korpora werden in der Linguistik „large bodies of naturally occurring language data stored on computers“ (Baker 2006: 1) bezeichnet.

28Einen Vergleich mit dem WBGU-Gutachten nehme ich dabei nicht vor. Für eine umfassende Analyse des WBGU Gutachtens und des darin enthaltenen Staats- und Transformationsverständnisses aus Perspektive Vorsorgenden Wirtschaftens vgl. Biesecker u.a. (2015).

29Dieser Fokus besteht, obwohl sich in den letzten Jahren auch eine umfangreichere sozial- und politikwissenschaftliche Forschung zur „Energiewende“ entwickelt hat (vgl. z.B. Radtke/Hennig 2013; Kopatz 2015; Radtke 2016; Kopatz 2013; Mautz u.a. 2008; Giacovelli 2017; Di Nucci/Brunnengräber 2014; Schubert u.a. 2015; Gründinger 2017; Radtke/Kersting 2018; Flaute u.a. 2018; Holstenkamp/Radtke 2018; Schmid u.a. 2017; Radtke u.a. 2019).

30Wenn ich in der vorliegenden Studie vom Vorsorgenden Wirtschaften spreche, adressiere ich das Konzept, bzw. den Ansatz ‚Vorsorgendes Wirtschaften‘ und nicht das Netzwerk Vorsorgendes Wirtschaften. Ich spreche vom Vorsorgenden Wirtschaften also auf einer inhaltlichen und nicht auf einer personellen Ebene, auch wenn sich diese kaum differenzieren lassen, wie ich im Folgenden noch zeige.

31Die wechselseitige Konstitution von Gesellschaft und Natur verweist auch darauf, dass es nicht eine Natur, sondern vielfältige Natur/en gibt und der Begriff daher im Plural verwendet werden müsste, wie dies bspw. bei Hofmeister u.a. (2019) und Hofmeister (2008) praktiziert wird, wodurch „das Konzept von einer einzigen universellen Natur“ aufgebrochen wird (Hofmeister 2008: 822).

32Becker/Jahn (2006: 55f.) betonen, dass es darüber hinaus „nicht gleichgültig“ sei „ob öffentlich von Umweltproblemen, von einer ökologischen Krise oder von Naturzerstörung gesprochen wird“, da damit unterschiedliche Konflikte adressiert werden. „In der allgemeinen Öffentlichkeit werden Ökologie, Umwelt und Natur fast gleichbedeutend verwendet“, allerdings betone Ökologie „stärker den unauflöslichen Zusammenhang zwischen den Menschen und der Natur“, während sich Umwelt „in erster Linie auf die Natur als materielle Lebensgrundlage der Menschen, als Quelle von Rohstoffen und Senke für Abfälle und Schadstoffe“ beziehe. Natur habe unter den drei Begriffen „die weiteste Bedeutung“, „ihr werden ein Eigensinn und Eigenqualitäten zugesprochen, das nicht von Menschen Gemachte und für sie nur begrenzt Verfügbare wird betont und die Normativität von Naturvorstellungen hervorgehoben (Görg 1999)“ (Becker/Jahn 2006: 55f.). Ob von Umwelt-, ökologischen Problemen, von ökologischer, multipler oder sozial-ökologischer Krise gesprochen wird, hat also maßgeblichen Einfluss darauf wie umfangreich und grundlegend die angestrebten Lösungen sind. Ich schließe mich in meiner Arbeit dem Verständnis der Sozialen Ökologie an und verwende den Begriff der Krise in diesem Sinne. An Stellen, an denen ich mich auf eine gängige alltagssprachliche Verwendung, bzw. die Verwendung bestimmter politischer Akteur*innen beziehe, spreche ich auch von Umwelt- oder ökologischen Problemen.

33Das Weltverhältnis als ökologischen Krisenzusammenhang zu reformulieren erfordert nach Becker/Jahn eine grundlegende Revision der „Kategorien des Weltverständnisses“ (Becker/Jahn 2006: 37).

34Für eine ausführlichere Darstellung des Zusammenhangs sei auf den Sammelband „Geschlechterverhältnisse und Nachhaltigkeit“ Hofmeister u.a. (2013a) sowie auf Scheich u.a. (1989) verwiesen.

35Als kritisch bezeichne ich in der vorliegenden Arbeit Forschung, die sich kritisch gegenüber einer vermeintlichen Realität verhält, Ausschlüsse sowie hierarchische Trennungsstrukturen aufzeigt, explizit herrschaftskritisch ist, indem sie bestehende Verhältnisse in Frage stellt, denaturalisiert und auf die Transformation von Herrschaftsverhältnissen zielt. Aufgrund der zahlreichen Forschungsarbeiten in diesem Gebiet befinden sich in der obigen Auflistung nur Arbeiten, die sich explizit auf Transformation beziehen.

36Um im Rekurs auf die Soziale Ökologie die Zusammenhänge der Krisendimensionen zu verdeutlichen, wird häufig von einer multiplen Krise oder einer Vielfachkrise gesprochen (Brand 2009; Demirović u.a. 2011). Brand sieht den inneren Zusammenhang der vielfältigen Krise „in der fossilistisch-kapitalistischen Produktions- und Lebensweise“ (Brand 2009: 2).

37Da das Vorsorgende Wirtschaften ein offenes Konzept ist, das sich nicht auf feststehende Inhalte reduzieren lässt, ist jeder Beitrag zum Vorsorgenden Wirtschaften gleichzeitig ein Beitrag zur Konzeptentwicklung und positioniert sich somit in einer bestimmten Weise im Diskurs Vorsorgendes Wirtschaften. In diesem Sinne verstehe ich auch meine Arbeit zum Vorsorgenden Wirtschaften, mit der ich die Ansätze des Vorsorgenden Wirtschaftens nicht einfach wiedergebe, sondern diese aus meiner dieser Studie zugrunde liegenden Perspektive interpretiere und weiterentwickle. Meiner Arbeit liegt also ein diskurstheoretisches Verständnis Vorsorgenden Wirtschaftens zugrunde.

38In der Skizzierung Vorsorgenden Wirtschaftens konzentriere ich mich in der vorliegenden Arbeit hauptsächlich auf diese drei gemeinsamen Publikationen des Netzwerks. Darüber hinaus beziehe ich aber auch die Arbeiten von Einzelautorinnen ein, die für meine, der Arbeit zu Grunde liegenden Positionierung innerhalb des Netzwerks relevant sind. Wo dies gegenstandsbezogen notwendig erscheint, nehme ich darüber hinaus selbst theoretische Weiterentwicklungen vor, mache dies aber kenntlich.

39Dies führe ich in Kapitel 2 (Diskurstheorie) genauer aus.

40Unter Emanzipation verstehe ich daher in der vorliegenden Arbeit in Anschluss an Laclau/Mouffe (2015) und Laclau (2002) einen unvollendbaren aber dennoch handlungsleitenden Prozess, der auf das Aufbrechen von hierarchischen Trennungsstrukturen, Externalisierungen, Herrschaftsverhältnissen und somit eine herrschaftsärmere Zukunftsgestaltung zielt. Emanzipation wird hier also auf einer gesellschaftlichen und politischen Ebene betrachtet. Da Emanzipation niemals vollständig sein kann, es immer nur partielle Emanzipationen geben kann, spricht Laclau auch von Emanzipationen im Plural (Laclau 2002). Der Emanzipationsbegriff wird im Laufe von Kapitel 2 noch näher ausgearbeitet. Eine begriffliche Kontextualisierung mit dem Begriff der Transformation erfolgt in Kapitel 3.

41Die Anschlussfähigkeit von Vorsorgendem Wirtschaften und Diskurstheorie wird in Kapitel 2 und 3 noch genauer diskutiert.

42Fraser (2001: 263) kritisiert, dass die Laclau/Mouffe’sche Diskurstheorie diese ausklammere, was ich in Kapitel 2.6 genauer erläutere.



43Wenn ich im Folgenden von der Laclau/Mouffe’schen Diskurstheorie, bzw. von Laclau/ Mouffe spreche, beziehe ich mich auf das diskurstheoretische Grundlagenwerk der beiden, „Hegemonie und radikale Demokratie“ (Laclau/Mouffe 2015).














2Diskurstheorie



Die theoretische Grundlage meiner Methodologie bildet die Diskurstheorie nach Ernesto Laclau und Chantal Mouffe (Laclau/Mouffe 2015), die im Folgenden im Hinblick auf die in Kapitel 4 erarbeitete Methodik dargelegt und begründet wird. Ich zeige dabei sowohl vor dem Hintergrund des gesellschaftspolitischen Anspruchs, als auch vor dem Hintergrund des Diskursbegriffes und seiner hegemonietheoretischen Verortung, dass sich die Laclau/Mouffe’sche Diskurstheorie besonders für eine feministische, sozial-ökologische, politische Transformationsforschung eignet, wie sie in der vorliegenden Arbeit verfolgt wird.

Dabei wird ein feministischer Diskursbegriff herausgearbeitet, der die Multidimensionalität und Heterogenität von Geschlecht1 und anderen Identitätskategorien verdeutlicht. Epistemologisch ist er an eine feministische Wissenschaftskritik anschlussfähig und zeigt gleichzeitig strukturelle Ungleichheitslagen, Dichotomisierungsprozesse und Hierarchisierungen sowie die Prozesse, in denen Geschlecht und anderen Identitätskategorien sozial produziert und reproduziert werden, auf.

Darüber hinaus werden die für die Arbeit grundlegenden diskurstheoretischen Begriffe wie Subjekt, Identität, Gesellschaft, Politik, Macht und Hegemonie eingeführt. Da ich in der Methodik meiner Arbeit (vgl. Kapitel 4.2) einen Operationalisierungsvorschlag der Diskurstheorie nach Laclau/Mouffe (2015) von Georg Glasze, Annika Mattissek u.a. aufgreife, knüpfe ich bereits in meiner folgenden theoretischen Ausarbeitung an diese Arbeiten an (Glasze u.a. 2009; Glasze/Mattissek 2009b; 2009a; Glasze 2008; 2009).


2.1GESELLSCHAFTSPOLITISCHE BEDEUTUNG UND ENTWICKLUNG VON DISKURSTHEORIEN

Diskurstheorien eignen sich besonders für eine (feministische) politische Analyse von Transformationsprozessen, wie sie Gegenstand meiner Arbeit ist: Poststrukturalistisch informierte Diskurstheorie widersetzt sich jedem Objektivitäts- und Universalitätsanspruch. Gleichzeitig ist sie gesellschaftspolitisch motiviert. In ihrem Zentrum steht die Kritik an gesellschaftlichen Verhältnissen, an Machtverhältnissen, an scheinbar objektiven Wahrheiten. Diskurstheorien liefern dazu Perspektiven und manchmal auch Methoden, die allerdings immer auf den Gegenstand anzupassen sind. So schreibt Foucault auf die Frage, welchen Kämpfen seine Arbeiten dienen:

„Alle meine Bücher [...] sind [...] kleine Werkzeugkisten. Wenn die Leute sie aufmachen wollen und diesen oder jenen Satz, diese oder jene Idee oder Analyse als Schraubenzieher verwenden, um die Machtsysteme kurzzuschließen, zu demontieren oder zu sprengen, einschließlich vielleicht derjenigen Machtsysteme, aus denen diese meine Bücher hervorgegangen sind – nun gut, umso besser“ (Foucault 1976: 53).

Gerade für feministische Wissenschaftsperspektiven bietet sich die Arbeit mit Diskurstheorien an. Es sind unter anderem die Kritik am Objektivitätsanspruch herkömmlicher Wissenschaft, das Hinterfragen von vermeintlich ewig gültigen Wahrheiten, von Macht- und Herrschaftsverhältnissen, der Blick auf ‚das Andere‘, das Ausgegrenzte sowie der emanzipatorische Anspruch, was die feministische Wissenschaft mit verschiedenen diskurstheoretischen Ansätzen eint – auch wenn eine explizite Auseinandersetzung mit dem Feminismus in diskurstheoretischen Ansätzen häufig fehlt.2

Laut Derrida (1995, 2003) ist Emanzipation „démocratie à venir“, ein quasi unerreichbarer Zustand, ein messianisches Versprechen. In ihrem Emanzipations- und Demokratieverständnis knüpfen Laclau/Mouffe hier an (Šumič-Riha 1998: 145). Im Sinne kommender Demokratie sind Emanzipation und „Demokratie die Zukunft der Dekonstruktion, aber diese Zukunft ereignet sich jetzt, sie ereignet sich indem das Jetzt das Kontinuum der Gegenwart durchbricht“ (Critchley 1998: 205).

Eine in diesem Sinne entwickelte Diskurstheorie ist auf die Transformation der Verhältnisse gerichtet und leistet selbst einen Beitrag in Form von „analytical activism“ (Lazar 2007: 145). Diskurstheorie „untermauert damit Proteste und motiviert zu Protesten“ (Jäger 2012: 8). Die Schnittstellen zwischen feministischer Wissenschaft und poststrukturalistischer Diskurstheorie haben Potenzial für die Nachhaltigkeitsforschung, die sich häufig mit dem Vorwurf konfrontiert sieht, Machtverhältnisse auszublenden (Gottschlich 2017: 24).

Entwicklung von Diskurstheorien

Ferdinand de Saussure gilt als Begründer der strukturalistischen Sprachwissenschaft. Er betrachtet Sprache als ein Differenzsystem, in dem die Bedeutung eines Wortes aus der Beziehung zwischen dem Signifikanten (das Bezeichnende) und dem Signifikat (das Bezeichnete) entsteht. Isoliert sind sowohl Signifikant als auch Signifikat bedeutungslos. Demnach ist Sprache nicht in der Lage eine externe Realität positiv abzubilden, vielmehr wird die Bedeutung durch das Zeichensystem (aus Signifikat und Signifikant) erst hergestellt. Auch das Signifikat existiert also nicht unabhängig vom Sprachsystem (De Saussure 1967: 76ff.).

Allerdings betrachtet Saussure „Sprache als ein System von Differenzen ohne positive Bestimmungen“ in der wirklichen Welt (Laclau/Mouffe 2015: 147). Diese rein relationale Bedeutung von Begriffen, setzt allerdings voraus, dass der strukturelle Raum vollständig konstituiert ist (ebenda: 147; De Saussure 1967: 83ff.), „denn nur innerhalb eines solchen [geschlossenen Systems] ist es möglich derart die Bedeutung jedes Elements zu fixieren“ (Laclau/Mouffe 2015: 147). Im Gegensatz dazu arbeiten Roland Barthes und Jacques Derrida später die Nicht-Geschlossenheit von Strukturen sowie die Nicht-Fixiertheit von Bedeutung heraus und tragen dazu bei, die Konzepte des Strukturalismus hin zum Poststrukturalismus zu radikalisieren (Derrida 1988; Barthes 1987; vgl. auch Glasze 2008: 187f.). Bedeutung wird weiterhin als Effekt von Differenzbeziehungen konzeptualisiert. Allerdings sei Bedeutung nicht fixiert, nicht eindeutig, sondern entstehe durch sich ständig ändernde Verweise immer wieder neu (Derrida 1974; Derrida 1972; Glasze/Mattissek 2009b: 25; Lacan 1973). In den 60er/70er Jahren entwickelt Michel Foucault die Diskurstheorie weiter, indem er Diskursformationen, Diskurse als Aussagensysteme (Foucault 1974: 187ff.), in den Mittelpunkt seiner Betrachtungen stellt und damit den Schritt über das Individuum hinaus zu den „Regeln der Herstellung sozialer Wirklichkeit“ geht. Foucault geht davon aus, dass Strukturen historisch situiert sind, Wahrheitsfähigkeit und Wissensordnung immer wieder (neu) hergestellt werden (Glasze/Mattissek 2009b: 25).

„Jede Gesellschaft hat ihre eigene Ordnung der Wahrheit, ihre ‚allgemeine Politik‘ der Wahrheit: d.h. sie akzeptiert bestimmte Diskurse, die sie als wahre Diskurse funktionieren läßt; es gibt Mechanismen und Instanzen, die eine Unterscheidung von wahren und falschen Aussagen ermöglichen und den Modus festlegen, in dem die einen oder anderen sanktioniert werden; es gibt einen Status für jene, die darüber zu befinden haben, was wahr ist und was nicht“ (Foucault 1978: 51).

2.2VERORTUNG DER DISKURSTHEORIE NACH LACLAU/MOUFFE

In der sozialwissenschaftlichen Diskursforschung haben sich unterschiedliche diskurstheoretische Ansätze entwickelt, die sich aufgrund ihrer gesellschaftstheoretischen Annahmen unterscheiden und die diskursive Konstitution sozialer Wirklichkeit unterschiedlich konzeptualisieren, bzw. diese unterschiedlich weit denken (Glasze/
Mattissek 2009b: 31). Glasze/Mattissek (2009b: 31ff.) unterscheiden dabei zwischen strukturalistischen, wissenssoziologisch orientierten sowie poststrukturalistischen Ansätzen, die hier im Hinblick auf die eigene theoretische Einordnung kurz skizziert werden.

Zur strukturalistischen Diskursforschung zählen beispielsweise die Arbeiten der critical discourse analysis CDA (van Dijk 1997; Fairclough 1995; Wodak/Chilton 2005; Wodak/Meyer 2009), die an die marxistische Ideologiekritik anschließen und von prädiskursiven Sozialstrukturen ausgehen, die den Diskurs determinieren. Durch die damit zusammenhängende Unterscheidung zwischen einerseits Ideologie/
Sprache/Diskurs und sozialen Praxen/Wirklichkeit auf der anderen Seite sind Untersuchungen häufig eher linguistisch orientiert. Kritisiert wird, dass diese Ansätze zum Teil den Eindruck erwecken, die Wissenschaft sei quasi exklusiv in der Lage hinter der Sprachfassade die „wirkliche Wirklichkeit“ zu erblicken (Glasze/Mattissek 2009b: 31; Jäger 2012: 20). Einen eigenständigen Ansatz der Kritischen Diskursanalyse KDA hat für den deutschen Sprachraum der Sprachwissenschaftler Siegfried Jäger (Jäger 2012; Jäger/Zimmermann 2010) entwickelt. Jäger arbeitet dabei ebenfalls primär sprachwissenschaftlich, schließt aber enger als die CDA an Michel Foucault an und baut auf diskurstheoretische Arbeiten von Jürgen Link (Link 2005) auf. Die Herausforderung von Ansätzen, die sich eng an Foucault orientieren, liegt unter anderem in der Abgrenzung zwischen diskursiven und nicht-diskursiven Praktiken, die Foucault letztlich noch voneinander unterscheidet. Hierfür wird der Begriff des „Dispositivs“ verwendet, der sich auf heterogene Ensembles von Diskursen und nicht-sprachlich bestimmten Handeln (Wissen), sozialen Praktiken, Institutionen, Vergegenständlichungen/Sichtbarkeiten bezieht (Foucault 1978). In diesem Sinne unterscheiden an Foucault orientierte Ansätze zwischen Diskurs- und Dispositivanalyse. Diese Unterscheidung ist allerdings nicht unproblematisch, denn wo Diskurs aufhört und die soziale Praxis/Wirklichkeit anfängt, ist häufig schwer abzugrenzen. Als Beispiel nennt Jäger (2012: 49) den „neokonservativen Diskurs“, der die „neokonservative politische Praxis“ und damit „die herrschende Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung“ konstituiert. Wo hört da der Diskurs auf, wo fangen politische Praxis und Materialität an?

Die wissenssoziologische Diskursforschung (vgl. z.B. Hajer 1997; Keller 2011; Keller u.a. 2005; Schwab-Trapp 2001; Viehöver 2008) knüpft in ihren Überlegungen zur gesellschaftlichen Strukturierung an Bourdieu und Giddens (Bourdieu 1982; Giddens 1988) an (Glasze/Mattissek 2009b: 32). Sie vereint die hermeneutische Wissenssoziologie mit der foucaultschen Diskurstheorie. Die Arbeitsgruppe um Reiner Keller geht aber über den foucaultschen Diskursbegriff hinaus, indem sie „die Rolle der handelnden Akteure“ (Keller 2011: 12) betont. Diskurse werden dabei als Praktiken aufgefasst, die „institutionell-organisatorisch reguliert[...]“ sind (ebenda). Diskurs sei eine Struktur, „welche die symbolische Praxis von Akteuren anleitet, von diesen allerdings auch beeinflusst wird und strategisch eingesetzt werden kann. In dieser Praxis wird der Diskurs reproduziert und transformiert“ (Glasze/Mattissek 2009b: 32). Kritisiert wird an der wissenssoziologischen Diskursanalyse, dass die Situiertheit des*r Wissenschaftlers*in sowie das intentionale Subjekt unhinterfragt bleiben (Angermüller 2005).

Im Gegensatz zu strukturalistischen und wissenssoziologischen Ansätzen gehen poststrukturalistische Ansätze (vgl. z.B. Barthes 1987, 2010; Butler 1991, 2016; Derrida 1972, 1995; Laclau/Mouffe 2015; Marchart 1998a)

„weder von gesellschaftlichen Verhältnissen noch von handelnden Subjekten als Ursprung diskursiver Strukturen aus. Vielmehr betrachten sie beides als diskursiv konstituiert und nehmen damit keinen außerdiskursiven ‚Grund‘ der Gesellschaft an – wie ihn bspw. marxistische Theorien in der ökonomischen Basis verorten“ (Glasze/Mattissek 2009b: 32f.).

Insofern stehen im Analyseinteresse nicht Subjekte oder Akteur*innen, die vermeintlich Diskurse hervorbringen, sondern die Frage wie Identitäten, Bedeutung und Strukturen3 diskursiv konstituiert werden. Im Gegensatz zu den oben beschriebenen Ansätzen und zu Foucault gehen poststrukturalistische Ansätze in ihrem Diskursbegriff konsequenter über das Sprachliche hinaus – wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß (ebenda). Dadurch verschwimmen die Grenzen zwischen Materialität und (sprachlichem) Diskurs, was sich bei Laclau/Mouffe (2015) in einem auf das Materielle erweitertem Diskursbegriff widerspiegelt.
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